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LANDTAG DES FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN" 

Einladung 

zu der am Mittwoch den 21*  und allenfalls Donnerstag den 

220  Dezember 1949 

stattfindenden Landtagsßitzung. 
Beginp: Mittwochvormittag 9 Uhr. 

Tagesordnung: 

1. Finanzgesetz und Voranschlag für das Jahr 1950, 
2, Waffengesetz, 

3. Abänderung des Vermittleramtsgesetzes, 

40  Stipendien-Ordnung (Kenntnisnahme einer von der fürst-
lichen Regierung zu erlassenden Verordnung), 

50  Neuregelung der Knechte-Prämie, 

6.Gesuch des Liechtenstein. Bauernvereines um Gewährung 
einer Subvention für eine Heupresse, 

7.Gesuch der Gemeinde Vaduz um Gewährung einer Subvention 
für die Anschaffung einer Röntgen-Einrichtung im Spital 
in Vaduz, 

8.Gesuch der Landgerichtskanzlei um Anstellung einer neuen 
Bureau-Kraft9 

9. Gesuch des Herrn Rudolf Schädler,Gaflei, um Zuwendung 
eines Jagdpachtanteils, 

10.Bericht der Geschäftsprüfungskommission (Weiterführung 
der Debatte). 

Vaduz e den 13. Dezember 1949. 

LANDTAGS.PUESIDIUM 

Vizepräsident. 
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Beginn: 11 h, 

Anwesend sind alle Abgeordneten, ausgenommen Präsident David 
Strube  welcher durch den Ersatzabgeordneten Josef Negele ver-
treten ist und Abgeordneter Johann Georg Hasler Eschen, welcher 
durch den Ersatzabgeordneten Alois Hasler vertreten ist, Abge-
ordneter Heinrich Brunhart wird erst nachmittags erscheinen. 

Vizepräsident Dr.  Ritter begrüsst die Herren Abgeordneten und 
eröffnet die LandtagssiTzung. Hierauf stillt er das Protokoll 
über die Landtagssitzung vom 18. November 1949 zur Debatte, 

Nachdem keiner der Herren Abgeordneten etwas gegen chu 
Ptotokoll vom 18. November einzuwenden hat, wird dasselbe geneh-
migt. 

1. Finanzgesetz und Voranschlag für das Jahr 1950, 

Vizepräsident Dr, Ritter: Es dürfte gut sein, wenn Herr Regie-
rungsChef Frick dem Landtage vielleicht vorher einen kurzen 
Ueberblick über die einzelnen Titel gäbe. 

Regierungschef Alexander Frick: Wie aus der Vorlage über das 
Finanzgesetz ersichtlicn sei, schliesse auch das Jahr 1950 vor-
aussichtlich mit einem Ausgabenüberschuss ab. Es seien vor allem 
drei Einnahmeposten, die sich merklich reduziert hätten, nämlich 
Zoll, Warenumsatzsteuer und Post. Er erklärt die Zusammensetzun 
dieser Posten. Bei den Ausgaben werde wahrscheinlich vor allem 
der Posten über die Subventionen an die Bauvorhaben der Gemein-
den auffallen, welcher mit Fr. 610'000,-- veranschlagt sei. Die 
Regierung habe die Gemeinden aufgefordert, ihr die im kommenden 
Jahre vorgesehenen Bauvorhaben mitzuteilen. Es seien nach Auf-
stellung des Budgets noch Nachmeldungen eingelangt, doch glaube 
er, man könne es bei den Fr, 6102000.-- bewenden lassen, denn 
man sei sich im Klaren darüber, dass diese angemeldeten Bauvor-
haben jedenfalls nicht alle im Jahre 1950 ausgeführt würden. 
Zur Vermögenslage des Landes könne er sagen, dass diese heute 
gut sei. Im Anhang des Finanzgesetzes sei die Aufstellung der 
Anlefun ersichtlich. Der Ertrag dieser Anleihen sei ja nicht 
verbraucht, sondern gewinnbringend in den Unternehmungen des 
Staates angelegt. Leider müsse festgestellt werden, dass die 
kommenden Jahre etwas mehr Budgetsorgen bringen werden. Er möch-
te das hohe Haus ersuchen, hierauf bei der Behandlung von Aus-
gaben etwas Rücksicht zu nehmen. 

Abg. Oswald Bühler: Er könne in der Regierungsvorlage für das 
bulget 17555.  noch—achts Verhängnisvolles erblicken. Wenn man 
sich die Sache richtig ansehe, so könne man feststellen, dass da-
Budget normal sei; solange die Zinseneinnahmen noch grösser 
seien als die Zinsausgaben, müsse man sich keile Sorgen machen. 
Der liechtensteinische Staat habe also für Zinsen nichts aufzu-
bringen und man könne deshalb feststellen, dass er de facto 
schuldenfrei dastehe. Er stellt weiters fest, dass Liechten-
stein in den letzten 20 Jahren die Gewohnheit hatte, seine Schuf_ 
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den schnellmöglichst zu amortisieren. Wenn nun im Jahre 1949 
wieder Projekte ausgeführt werden, so könne der Regierung nicht 
zugemutet werden, dass sie diese ins normale Budget aufnehme. 
Man dürfe froh sein, dass man in der heutigen Zeit noch solche 
Voranschläge vorgelegt bekomme. Er möchte nur noch vorschlagen, 
dass man im Bauwesen nicht zu knapp kalkulieren möge, damit die 
Regierung in den kommenden Jahren in der Lage sei, die Arbeits-
marktlage mit Arbeiten der öffentlichen Hand zu regeln. 

Vizepräsident Dr. Ritter ersucht den Schriftführer,Titel I(All-
gemeine Landesverwaltung) des Finanzgesetzes zu verlesen. 

Ab . Dr. Alois Vo t: Er stelle fest, dass in der Rechnung des 
Vorjanres wie Ge aTe und Teuerungszulagen der Regierungsbeamten 
niedriger angesetzt gewesen seien; er frägt an, worauf die Zu-
nahme zurückzuführen sei. 

RuleruLuschef  Frick: Es sei dies keine Erhöhung der Gehälter, 
sondern es seien noch einige junge Beamte da, deren Gehälter 
noch in Vorrückung begriffen seien. Ausserdem sei der Amtsdiener 
Hermann Vogt fest angestellt worden, dadurch falle dessen Ger-
halt auch unter den Posten Regierung, vorher sei es unter Hilfs-
polizei verrechnet worden. 

Abg. Oswald Bühler bemerkt, dass bei der Vorlegung des Landes-
voransCHlags an die Finanzkommission von derselben für die Hilf s• 
polizei ein Betrag von Fr. 8000.-- eingesetzt worden sei. Die 
Finanzkommission habe diesen Vorschlag auch behandelt. Er sei 
sehr erstaunt, feststellen zu müssen, dass dieser Betrag im 
Voranschlag fehle. In schwerster Zeit sei eine Hilfspolizei ge-
schaffen worden, um diese dem Grenzwachtifflps für die Grenz-
kontrolle zur Verfügung zu stellen und soline Abwehr gegen 
unsichere Elemente geschaffen worden. Er sehe nicht ein., warum 
dieser Posten nun einfach aufgelassen werden solle. Schliesslich 
könne man nicht wissen, was die nächsten Jahre bringen. Die 
Regierung sei vielleicht in absehbarer Zeit froh, eine geschulte 
Truppe für etwaigen Einsatz bereit zu haben. Er glaube, dass 
die Auflassung der Hilfspolizei im In- und Auslande kaum verstan-
den würde. Man habe errechnete  dass es für den einzelnen Bür-
ger eine Auslage von 65 Rappen für den Unterhalt der Hilfspolizei 
treffe. Da könne man doch nicht mehr sagen, dass diese erheb-
liche Kosten verursache. Man dürfe auch nicht vergessen, dass 
die Regierung seinerzeit grosse Mühe gehabt habe, die notwendige 
Anzahl der jungen Leute für die Hilfspolizei zusammen zu bringen, 
habe doch der Einzelne vielfach bedeutende Opfer auf sich nehmen 
müssen, Es wäre heute ein ausgesprochener Akt der Undankbarkeit 
gegenüber diesen Leuten, wenn man die Hilfspolizei einfach auf-
lösen würde und ein unkluger Akt dazu. Er glaube kaum, dass sie 
sich bei Bedarf wieder freudestrahlend zum Dienst melden würden. 
Er schlage deshalb vor, die Hilfspolizei zu belassen und den Kre-
dit von Fr. 8000.-- zu bewilligen, 

Regierungschef Frick erklärt, dass das Fehlen eines Betrages 
auf einen Irrtum zurückzuführen sei. Er habe in der Vorlage le-
diglich ein Fragezeichen gemacht und zwar auf Grund der Diskussi: 
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in der Finanzkommission. Der Drucker müsse dies falsch verstan-
den haben und habe den Betrag einfach ausgelassen. Nachträglich 
habe er keine Möglichkeit mehr gehabt, den Irrtum zu korrigie-
ren. 

Abg. Dr. Alois  Volt gibt bekannt, dass er sich den Ausführun-
gen des Abgeordneten Bühler nicht anschliessen könne. Die Hilf s• 
polizei sei seinerzeit aus einer Notlage heraus geschaffen worder , 
sie sei eine Organisation ad hoc und zwar bestimmt für die Unter-
stützung der Grenzorgane. Dies war ihre eigentliche Aufgabe und 
für diese sei sie auch eingeschult worden. Man habe heute le-
diglich zu überprüfen, ob das Weiterbestehen dieser Organisatio. 
für die ihr seinerzeit gestellte Aufgabe gerechtfertigt sei. Er 
müsse dies verneinen. Für einen eigentlichen Grenzschutz sei 
die heutige Hilfspolizei übrigens zu klein, da der frühere Be-
stand ziemlich zusammengeschrumpft sei. Das heutige Hilfspo-
lizeikorps wäre einer solchen Aufgabe nicht gewachsen. Es könnJ, 
höchstens den Kern für den Aufbau einer neuen Hilfspolizeitruppe 
bilden. Das Hilfspolizeikorps sei heute ein problematischer 
Schützenverein, denn eine zweimalige Schiessübung im Jahre könl. 
die Ausbildung wohl kaum stark fördern. Dafür seien aber did 
Ausgaben von Fr. 8000.-- zu hoch. Er würde diese Hilfspolizei 
abschaffen, ob sie nun einmal im Jahr zu einer Schiessübung zu-
sammengerufen werde, spiele für die Lösung von weiteren Aufgabe-
keine Rolle. Man sei sich wohl klar darüber, dass man vo31-
kommen neuen Verhältnissen gegenüber stehen würde, wenn es zu 
einem Krieg käme; Verhältnissen, die mit denen im letzten 
Weltkrieg nicht mehr zu vergleichen wären. Beim Andrang der zu 
erwartenden Flüchtlingsmassen könnte ein Hilfspolizist mit sei-
nem Gewehr auch nichts mehr anfangen. Ein solche Hilfspolizei 
wäre ohnehin in einigen 'gen gedrillt und einsatzbereit. Die 
jährliche Schiessübung sei also noch ein Drill, der zu nichts 
nütze. Das Hilfspolizeikorps habe nun seie Aufgabe erfüllt und 
verfalle der Abschaffung. Er stelle also den Antrag, das Hilf; 
polizeikorps abzuschaffen und auf die Budgetierung des Betrages 
zu verzichten, 

Abg. Oswald Bühlr: Er könne sich mit den Ausführungen des Ab-
geordneten Dr. Vogt absolut nicht einverstanden erklären, Er 
finde dessen Begründung für die Auflassung des Hilfspolizeikom 
nicht stichhaltig. Man habe hier über die Ausgabe von 8000 Fran-
ken zu bestimmen, das sei etwas mehr als ein Polizistengehalt. 
Es handle sich um eine bestehende Organisation 3  die nach ihrer 
Auflösung nicht mehr so schnell ersetzt werden könnte. Er sei 
ganz und gar nicht der Ueberzeugung, dass eine neue Hilfspolize 
truppe nach einigen Tagen Schulung schon eingesetzt werden könn-
te. Jeder Kleinstaat könnte sagen, dass es nutzlos sei, eine 
Abwehrorganisation gegen ein 100-Millionenvolk zu organisieren. 
Schlussendlich habe der verstärkte Grenzschutz im letzten Krieg 
wesentlich dazu beigetragen, dass die Flüchtlingsfrage in die-
sem Rahmen gelöst werden konnte, Die Leute hängen heute an ihre 
Uniform und an ihrem Gewehr und seien stolz darauf und das sei 
recht so. Wenn man ihnen nun Gewehr und Uniform wegnähme und 
ihnen sagen würde, dass man sie im Bedarfsfalle immer wieder 
einberufen könnte, würden sie sich wahrscheinlich sehr bedanken 
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In Anbetracht der allgemeinen politischen Lage würde er die Auf-
lassung der Hilfspolizeitruppe als Leichtfertigkeit betrachten‚ 
umsomehr als sie den Staat praktisch nichts mehr koste. Er be-
antrag9 dass man die Hilfspolizeitruppe bestehen lasse. 

Ab&. Dr. Alois Vogt kommt nochmals auf seine vorherigen Ausfüh-
rungen zurück und erklärt, dass er die heutige Weltlage abso-
lut nicht zu leicht nehme. Er sei nur der Ansicht, dass das 
Hilfspolizistenkorps auf seine eigentlichen Aufgaben gar nicht 
eingeschult werde. Es werde bei künftigen Aktionen auf etwas 
ganz anderes ankommen, als auf gutes Schiessen. Mehr als ein 
automatischer Schutz bedeute dieses Gewehr ohnehin nicht, denn 
wenn einmal ein Trupp Flüchtlinge auf einen solchen Hilfspoli-
zisten eindringe, so könne er mit seinem Gewehr sowieso nicht 
mehr viel anfangen. Er würde lieber sagen, dass man 20 - 30000 
Franken ausgeben solle für Schützenvereine, um das Schiessen 
auf breiterer Basis zu pflegen, dann hätte es eher einen Zweck. 
Dann gäbe man auch dem ganzen Volk etwas. 

CF. Oswald Bühler: Er möchte dem Abgeordneten Dr. Vogt erwi-
dern, dass eslga7 und gar nicht in seiner Absicht liege, mit 
dem Hilfspolizistenkorps gegen fremde Staaten Krieg zu fübren. 
Auf der ganzen Welt weile intensiv gerüstet. Man würde Liech-
tenstein kaum verstehen, dass es die Lnzige Wehr gegen nicht 
organisierte Eindringlinge, die praktisch nichts koste, dann 
nach Hause schicke, wenn andere Staaten aufbauen. Er halte sein 
vorhergehenden Ausführungen aufiecht. Der Zeitpunkt sei vielleic. 
näher als man glaube, wo man ab einer regelrechten Schutztruppe 
wieder froh wäre. Er halte seinen Antrag auf Erhaltung des Hilf 
polizeisten.korps aufrecht. 

Regierungschef Frick betont, dass es nicht gut wäre, die Hilfs-
polizei im heutigen Zeitpunkt aufzulassen. Die Regierung habe 
die Leute nicht leicht zu dieser Aufgabe gebracht, denn sie 
hätlim tatsächlich dabei nicht unwesentliche Opfer bringen müssei. 
Wenn man heute die Leute nun entlasse, so würden sie später 
wohl kaum mehr dafür zu haben sein. Zudem seien es bestimmt 
nicht die Schlechtesten, die heute noch im Korps seien. Abge-
ordneter Dr. Vogt habe richtig gesagt, dass sie noch als Kader 
dienen könnten, aber gerade ein Kader sei sehr wichtig. Man 
könne nicht sagen, dass es ausgebildete Polizisten seien, doch 
würde es ganz bestimmt bedeutende Anstrengungen erfordern, eine 
neue Truppe auf den Stand der jetzigen Hilfspolizistentruppe zu 
bringen. 

Abs. Dr, Alois Vogt findet das Fragezeichen des Regierungschefs 
7,7sta ̀ des Betrades von Fr. 8000.-- im Voranschlag zumindest 
etwas problematisch. Anscheinend müsse der Regierungschef auch 
der Ansicht gewesen sein, dass das Hilfspolizistenkorps aufge-
lassenwerden solle. 

Regierungschef Frick: Dem sei nicht so, er habe das Fragezeich(.. 
auf Grund der Debatte in der Finanzkommission gemacht. 

Abg. Wendelin Beck spricht sich für die Beibehaltung des Hilfs-
polizistaKorps ans, 
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Ahg. Eugen Schädler stellt fest, dass man die Mitglieder der 
Hilfs5ölizei nicht nur mit Schiessen beschäftige. Die Regie-
rung habe sie in den letzten Jahren immerhin auch zu allgemei-
nen Organisationen, Verkehrsregelung etc. etc. eingesetzt. Er 
könnte sich nicht einverstanden erklären, dass man bei einem 
Viermillionenbudget wegen einem Betrag von Fr. 8000.-- eine 
Organisation auflasse, die sich bewährt habe. 

Abg.  Fidel Brunhart schliesst sich den Ausführungen der Abge-
ordFigTeirigHTUFÖswald und Eugen Schädler vollkommen an. Man 
würde es nicht verstehen, dass man bei einem Viermillionen-
budget eine Einsparung von 8000 Franken ausgerechnet beim Hilfs-
polizistenkorps vornehmen wolle, wo man tatsächlich nicht sicher 
sei, dass man die Leute in absehbarer Zeit wieder benötige. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Er möchte nur der Ordnung halber be-
merken, dass die Finanzkommission beschlossen habe es dem Land. 
tage zu überlassen, ob er an diesem Posten eine Aenderung vor-
nehmen wolle oder nicht, Die Finanzkommission habe nicht be-
schiessen, den Posten zu streichen. Wenn sich niemand mehr .zur. 
Wort melde, lasse er ususgemäss zuerst über den Gegenantrag 
Dr. Vogt abstimmen, wonach der Posten zu streichen. sei, 

Wer damit einvers:anden isI, dass das Hilfspolizi-
korps aufgelassen und die im Voranschlag vorgesehenen Auslagen 
zu streichen sind, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: 1 Ja. 

Vizepräsident Dr.  Ritter: Der Antrag ist somit gefallen, damit 
erübrige sich eine Abstimmung über den Antrag des Abgeordneten 
Bühler. 

Abg. Euun Schädler erkundigt sich, ob bei Punkt 6 unter Titel. 
I% Allgemeine Ausgaben die Revision der Ostschweizerischen 
Treuhandgesellschaft A.G. inbegriffen sei. Er möchte hier noch 
die Frage aufwerfen, ob diese Revision nicht einfacher durchge-
führt werden könnte, wie z.B. bei der Ueberprüfung des Voran-
schlags der Liechtensteinischen Kraftwerke. 

Regierungschef Frick: Es wäre insgesamt einmal die Frage zu 
prüfen, ob nich-Fim Lande selbst eine Stelle oder ein Amt ge-
sci'fen werden sollte, welches sich nur mit Revisionen zu be-
fassen hätte. Man habe früher die Stelle eines Landesrevisorl; 
geschaffen, dieser sei jedoch aus dem Staatsdienst ausgetretene 

Aus diesem Grunde gebe man Jahr für Jahr der Ostschweizerischer 
Treuhandgesellschaft in St. Gallen den Auftrag zur Revision. Man 
sei jedoch nicht irgendwie an diese Revisionsstelle gebunden. 
Die Regierung arbeite nun schon über 20 Jahre mit dieser Revi-
sionsstelle zusammen und man sei mit deren Arbeitsweise sehr 
zufrieden. Zurückkommend auf die Landesrevisorstelle erklärt 
der Regierungschef, dass hiefür eine Person bestimmt werden 
müsste, welche hiefür wirklich geschult sei, nur gewöhnliche 
Buchhaltungskenntnisse genügten für diesen Posten nicht. Wenn 
man die Stelle ausschreibe, sollte man allerdings auch wissen, 
ob eine Person im Lande ist, welche sich darum bewerben kann. 
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Abg. Eugen Schädler: Er möchte nicht falsch verstanden werden, 
er sei wohl der Auffassung, dass die Landesrechnung durch die 
Ostschweizerische Treuhand A.G. besorgt werden soll, dass sie 
aber beim Voranschlag der LKW ausgeschaltet :rerden und diese 
Revision der Geschäftsprüfungskommission oder der Regierung über 
tragen werden könnte. 

Abg. Oswald Bühler: Wenn schon eine Person mit Revisionen im 
Lande vollauf beschäftigt werden könnte, so sollte auch eine an-
gestellt werden. Schliesslich könne dadurch schon wieg jemand 
beschäftigt werden und er sehe nicht ein, warum diese Arbeit an 
ein ausländisches Unternehmen vergeben werden soll. Er schlage 
vor, dass die Regierung überprüfen soll, ob eine solche Person 
vorhanden wäre. 

Abg. Dr. Alois  Vogt: Er habe grundsätzliche Bedenken hiegegen. 
Man -habe einmal einen Versuch gemacht mit einem Landesrevisor. 
Ec dürfte jedoch nicht so sein, dass dieser Revisor Unterge-
bener der Regierung sei, sonst fühle er sich gleich unsicher. E: 
führt noch verschiedene Gründe an und folgert aus die sen Erwä-
gungen, dass kein Landesrevisor angestellt werden sollte. 

Regierungschef Frick teilt mit, dieser Budgetposten resultiere 
Ubla-iig;— i'ggi-g7—ggIEUrzeit Auftrag gegeben habe, dass die Re-
visionen laufend und zwar unerwartet gemacht werden„ Nicht dass 
man jemanden verdächtige, aber wenn schon Revisionen durchge-
führt werden, so sollen sie auch dki Charakter einer wirklichen 
Kontrolle haben. 

14. Engelbert Schädler: Er könne sich nicht dafür aussprechen, 
äass die Re-viZönsges7EUfte der Ostschweizerischen Treuhand A.G. 
entzogen werden sollen, denn schliesslich sei dies wahrschein-
lich gegenüber der vorgeschlagenen Lösung die unparteiischere 
Kontrollstelle. Bezüglich der Kontrolle des Voranschlags der 
Liechtensteinischen Kraftwerke sei er ganz der Ansicht des Abge-
ordneten Eugen Schädler, dass diese entweder von der Geschäfts-
prüfungskommission oder von Regierung und Finanzkommission durch-
geführt werden könne. 

Regierungschef Frick: Die Form der Ueberprüfung sei selbstver-
ständlich SacE7-der -Nevisionsorgane, anderseits sei die Revision 

Voranschlägs der Liechtensteinischen Kraftwerke durch das 
Organisationsstatut geregelt. Wenn Grundsätzliches geändert wür-
de, müsste auch das Statut geändert werden. 

Abg. Dr. Alois Vogt: Man könne zwar der Revisionsstelle keinen 
Vorwri.1,773En, 771öh sei eine eigentliche Ueberprüfung der Ver-
hältnisse an Ort und Stelle beim Voranschlag überflüssig, weil 
es sich sowie um konstruktive Zahlen handle, die höchstens von 
einem Techniker wirklich kontrolliert werden könnten, vom kauf-
männischen Standpunkt aus könne der Voranschlag nur zahlenmässig 
überprüft werden. Lr schlaue vor, dass die Regierung das Or-
ganisationsstatut auf dem Verordnungswege abändern seile. Für di2 
rein zahlenmässige Kontrolle und die Festlegung der Ausgaben sei 
der Verwaltungsrat da, dieser müsse ja schliesslich mit den ihm 
zur Verfügung stehenden Geldern auskommen. Der Voranschlag könne 
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eigentlich nur vom Verwaltungsrat auf seine Richtigkeit über-
prüft werden. Der Voranschlag bestehe nur aus angenommenen 
Zahlen. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter: Nachdem in diesem Posten von 
Fr. 8000.-- nur die Revisionskosten für das Land und die Ge-
meinden enthalten seien, beantrage er, dass die Frage der Re-
vision der LKW mit dem LKW - Voranschlag zusammen behandelt 
weJen soll, damit die Diskussion nichts ins Endlose gezogen 
wo:dem 

Lbrc  Oswald Bühler erklärt sich mit dem Vorschlag des Vize-
1.- TaenEen einverstanden. Er glaUbe jedoch nicht, dass in ganz. 
Liechtenstein kein Revisor vorhanden sei. Er halte seinen An-
trag aufrecht. Die Hauptsache sei, dass die Leute wenigstens 
sähen, dass der Landtag hier eine eigene Revisionsstelle schaf-
fen würde, sobald sich fähige Bewerber einfinden. 

Abg. Dr. Alois Vogt:  Er habe nicht behauptet, dass es keinen 
Liechtensteiner gäbe, der ausgebildeter Bücherrevisor wäre, 
es habe sich jedoch bisher keiner ausgewiesen. Nur für die 
Schaffung einer neuen Stelle um jeden Preis könne er sich nicht 
begeistern. 

Abg. Oswald  Bühler:  Er erkläre sich mit diesen Ausführungen 
Ges Abg. Dr. Vogt vollständig einverstanden, auch er möchte 
nicht eine Stelle um jeden Preis schaffen, aber wenn eine Mög-
lichkeit vorhanden sei, einem Liechtensteiner sein Brot zu 
verschaffen, so solle man dies tun. Er lasse nicht gelten, dass 
wir nicht im Stande seien uns selbst zu kontrollieren. Liech-
tenstein sei ein selbständiger Staat. Kein anderer Staat hole 
uns zur Ueberprüfung seiner Rechnungen. Es könne uns deshalb 
auch niemand verübeln, wenn wir solche Arbeiten selbst machen. 
Man müsse nur wissen, ob Landtag und Regierung die Linie ver-
folgen, dann könne sich in absehbarer Zeit auch jemand ausbil-
den lassen. So würden sich zu gegebener Zeit auch Leute finden, 

Vizepräsident Dr. Ritter:  Wenn man ein eigenes Revisionsin-
struMarscharn-F-Wollte, so dürfte es nicht der Regierung unter 
stellt sein, sondern es müsste dann eine eigene Institution 
geschaffen werden. Er führt dabei Beispiele aus dem Auslande 
an. Die Revisionsstelle müsse eine von der Verwaltung unabhän-
gige Institution sein, Bis es soweit sei, belasse man es am 
besten beim heutigen Zustand. 

Abg. Wendelin Bock: Es sei zu begrüssen, wenn einem Liechten-
einer das Brot geschaffen werden könne, nur müsse man dann 

bestrebt sein, eine wirklich gründliche Lösung zu finden. 

Vizepräsident Dr. Ritter erkundigt sich, ob noch jemand über 
den Punkt Revision Auskunft wünsche? 

Abg, Fidel Brunhart wünscht Auskunft betreffs den Reiseaus-
lagen der Regi-erung. Ob es notwendig sei, diese so hoch anzu-
setzen? 
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Regierungschef Frick: Der eingesetzte Betrag basiere auf den 
5YdEECüriFZEEIUn—H7—Jetzten Jahre.'r-

 

Abg. Eugen Schädler: Zur Sache Reiseauslagen sei noch zu sagen ) 
pass EU—U777EETEsprüfungskommission bei der Kontrolle auf Reise 
ausgaben gestossen sei, welche ihr hoch vorkamen. Er möchte vor 
schlagen, dass die Regierung mit diesem Betrag sparsamer umgehe 

Regierunuchef Frick macht den Vorschlag, über diese Angelegen-
ire assiEWfshalber bei der Behandlung des Geschäfts-
prüfungskommissionsberichtes zu berichten. 

Lbg. Johann Wachter: Es falle ihm unter den Allgemeinen Ausgabt 
auch die Budgetierung der Aufnahme der Kunstdenkmäler auf. Es 
sei nun schon das zweite Jahr, dass ein ziemlich hoher Betrag 
eingesetzt werde, wie das komme? 

Regierungschef Alexander Frick teilt mit, dass das Manuskript 
über die AUfnahme der Kunstdenkmäler nun fertig sei. Es wäre 
jedoch falsch, wenn man dasselbe nun in einer Schublade ver-
schwinden liesse, sondern es sollte veröffentlichtwerden. Die 
Regierung habe nun diese Frage geprüft und man verhandle derzeit 
mit einem schweizerischen Verein und hoffe, dass dieses Werk 
zusammen mit schweizerischen Arbeiten veröffentlicht werden könn 
Die Druckkosten seien allerdings ziemlich hoch. 

Vizepräsident Dr. Ritter erkundigt sich, ob noch jemand über 
Titel I 2r Allgemeine Landesverwaltung eine Auskunft wünsche, 
wenn nicht, so werde zur Behandlung von Titel II " Schule " ge-
schritten. 

lbg. Dr. Alois Vogt: Der Landesschulrat habe beschlossen, an 
-der Landesschule Vaduz und an der Sekundarschule in Eschen je 
eine weitere Lehrkraft einzustellen. Er sehe aus dem VoranschLe 
dass nur ca. Fr. 1200.-- mehr budgetiert sei, daraus schliesse 
er )  dass keine Neuansjtellung von Lehrkräften vorgesehen sei. 
Er frägt an, warum die Regierung vom Beschluss des Landesschul-
rates abgegangen sei. 

Regierungschef Frick: Der Landesschulrat habe beschlossen, die 
Lehrhräfte nicht von sich aus anzustellen. Der Schulkommissär 
habe Auftrag erhalten,, eine Begründung über die Notwendigkeit 
der Anstellung einzureichen. Die erwähnten Lehrkräfte wären im 
Frühjahr den Schulen zur Verfügung zu stellen. Er habe sich ge-
dacht, dass man seinerzeit mit der Anstellung immer noch einen 
Nachtragskredit einholen könne. 

Abg, Dr. Alois Vogt erklärt die Auffassung des Landesschulrates 
dass die Landesschule in Eschen unbedingt einen weiteren Lehrer 
anstellen müsse, denn es müsse auf alle Fälle der Bildungsab-
stand gegenüber der Volksschule gewahrt bleiben. Wenn die An-
stellung schon vorgesehen sei, solle man gleich auch den Kredit 
bewilligen. 

Abg. Oswald Bühler äussert sich zur Anstellung einer weiteren 
Lehrkraft in der Sekundarcrhule Eschen, dass diese unbedingt not 
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wendig sei. An und für sich hätte die Zusammenlegung der 
Landesschule und der Sekundarschule Eschen einige Vorteile. 
hei diesen Erwägungen müsse man jedoch äuf die geographische 
Gestaltung des Landes acht geben. Nachdem nun das Land ein-
mal soweit auseinandergezogen sei, müssten wahrscheinlich an 
die Schüler sehr hohe Stipendien für die Deckung von Fahrt-
kosten etc, ausbezahlt werden, sodass sich die Auslagen nicht 
viel vermindern würden. Eine Zusammenlegung dieser Schulen 
könne sohin nicht in Frage kommen. Hingegen möchte er vor-
schlagen, dass man in Eschen den gleichen Bildungsgang ein-
schalte wie in Vaduz. 

Abg. Wendelin Beck erkundigt sich, für was bei der Landes-
schM in Vaduz ein Betrag für Miete eingesetzt werden 

Regiv?rungchef Frick antwortet, dass dies für die Turnhalle , vorgesehen sei. 
Abg. Eugen Schädler erwähnt den Punkt 5 des Titel II. Die 
i'fii-e-FhefrgiiholiCTi7g-für Planken, Nendeln, Schaanwald und Eben-
holz seien eine Stipendie und kein Honorar. Wenn man bedenke, 
ws,2 fUr einen weiten Weg die Geistlichen zurücklegen müssten, 
vdelfach noch bei schlechtem Wetter und im Winter bei schlech 
ten EtT2assenverhältnissen, so könne man dieses Honorar wirk-
lich lächerlich nennen. 

Alou_rf. Alois Volt schliesst sich der Auffassung an. Ent-
weder sage man den geistlichen Herren, dass der Katecheten-
unterricht ihre religiöse Pflicht sei oder man bezahle sie an-
ständig dafür. Er stellt den Antrag, -den budgetierten Betr.' 
für die Katechetenhonorare auf Fr. 1500.-- zu erhöhen. 

APgn Eugen Schädler ist mit diesem Antrag einverstanden und 
unterstützt ihn. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Wer für den Antrag des Abgeordne-
ten Dr. Vogt ist, das Honorar für die Katecheten in Schaan-
wald, Eschen, Planken und Mühleholz auf Fr, 1500.-- zu er-
höhren, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Vizepräsident Dro Ritter erkundigt sich, ob zum Titel Schul-
Ze-Sen noch einer der Herren Abgeordneten das Wort wünsche. Es 
liege noch ein Antrag des Abgeordneten Dr. Vogt vor wegen An-
stellung von zwei neuen Lehrkräften. 

Reulerungschef Frick: Die für diese beiden Lehrkräfte be-
nötigte Summe würde ca. Fr. 10000.-- für das nächste Jahr 
ausmachen, dasie ja erst im Frühling eintreten, also nur 
zwei Drittel des Jahres beschäftigt seien. Das Gehalt der 
Reallehrer stelle sich für den Anfang ca. auf Fr. 8000.--. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Wer also mit dem Antrag des Abge-
ordneten Dr. Vogt auf Anstellung je eines Reallehrers an der 

2533 

e-
ar

ch
iv.

li



- 10 - 

Landesschule in Vaduz und der Sekundarschule Eschen einver-
ptnden ist, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

- immungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

.3tagspause 12. 5 h. 

Fortführung der Landtagssitzung um 15 h. 

Abi. Heinrich Brunhart (welcher erst zur Nachmittagssitzung 
erschienen isTT bringt beim Protokoll der öffentlichen Land-
tagssitzung vom 18. November noch eine Korrektur an, dass es 
bei Punkt 5, Subventionsgesuch der Gemeinde Planken für die 
Errichtung einer Sennhütte auf Oberplanken, auf Seite 13 
nach dem Abgeordneten Wendelin Beck heissen soll, " dassEni-
nerzeit die Alpgenossenschaft Guschgfiel für die Alphütte Ric 
mit 30% Subvention an die Arbeitslöhne abgefunden worden sei, 

bg. Josef_marxer stellt richtig, dass es auf Seite 3 bei 
,er Behandlung der Gesetzesvorlage über die Rindertuberkulose 
nach dem Abgeordneten Dr. Vogt in seinen Ausführungen heissen 
sollte, " dass diese Methode im Unterländer Viehversicherun 
verein schon einige Jahre so gehandhabt werde, " und nicht 
im der Gemeinde Gamrrin. 

Vizepräsident Dr. Ritter bestätigt, dass die Einwendungen 
zzr KenriTM genommen und angemerkt werden. Der Vizepräsi-
dent kommt auf die Budgetberatungen zurück und stellt den 
Titel III (Bauwesen) nach Verlesung zur Debatte. 

Abg. Euren Schädler erwähnt, dass für Rüfeschutzbauten und 
Verbesserungen Fr. 130'000.-- eingesetzt seien; er erkundigt 
sich, ob darin die Verbauung des Nendler Dorfbaches auch ent 
halten sei. 

Regierungschef Alexander Frick verliest eine Aufstellung der 
vorgesehenen Arbeiten und erklärt diese. Er stellt fest, das:. 
die Verbauung des Nendler Dorfbaches und der Rüfe also nicht 
vorgesehen sei, er werde von der Rüfekommission nicht als 
überaus dringlich angesehen, weil er verhältnismässig gut 
abgesichert soi, 

Abg, Eugen Schädler weist darauf hin, dass der jetzige Zu-
77,U13 in hygienischer Hinsicht unhaltbar sei, da der Dorfbach 
dauernd verunreinigt werde, 

Regierungschef Frick teilt mit, dass Rüfebaukommission bis-
her frir gegen-7 MiZionen Projekte beschlossen habe und wirk-
lich das Möglichste tue, um dort das Notwendige vorzukehren. 
Es sei jedoch nicht Aufgabe der Landesrüfekommission, in an-
derer Hinsicht Ordnung zu machen. Die Verunreinigung des 
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Nendler Dorfbaches sei ganz gewiss nicht auf ein Verschulden 
- er Kommission zurückzuführen. Die Anwohner sollten aus 
genstem Interesse keine Abfälle mehr in den Dorfbach hin-

:-)Inwerfen. 

:›ge  Dr. Alois Vogt schlägt vor, die Debatte bezüglich des 
-.Sauwesens auch auf das ausserordentliche Budget auszudehBn. 

1747enrident Dr. Ritter hat dagegen nichts einzuwenden. 

ng. Dr. Alois Vogt: Es sei ihm bekannt, dass vom Fürst-

 

ichen Bauamt irr. 55000.-- auf Saminahonto für Bauaufsichts-
kor;ten überschrieben werden sollen. Er sei damit einver-
standen, dass dies gemacht werde, aber der Betrag scheine 
ihm viel zu hoch. Er könne sich nicht vorstellen, dass so-
viel generelle Unkosten für Bauaufsicht auflaufen könnten. 
Gleichzeitig stellt er fest, dass bei Punkt 5, Ziffer 3 eine 
beinahe 50%ige Erhöhung stattgefunden habe, (Brückenrepa-
raturen, Grabenräumungen, Wegweiser etc.), womit diese Er-
höhung begründet werde? 

P,gierungschef Fricke Auf die Anfrage des Abgeordneten Dr. 
Voir=v4-Z27717.-76sTa der örtlichen Bauaufsicht sei zu antwor. 
ten, dass dieser Betrag nur eine Abschlagszahlung darstelle, 
Die ganze örtliche Raufsicht sei bis jetzt aus der Landeskas 
getragen worden. Er habe letzthin Herrn Baurat Vogt beauf-
tragt, die aufgelaufenen Kosten. dem Baukonto des Saminawerk 
anzulasten, Die Schlussabrechnung aber konnte bis anhin noc 
nicht erfolgen, darum diese Abschlagszahlung. Gleichzeitig 
teilt der Regierungschef mit, dass er im Zuge dieser Abrech-
nung das Fürstliche Bauamt beauftragt habe, die Verbreiterung 
des Giessens mit der Gemeinde Vaduz abzurechnens  die Kosten 
für die Regulierung des Giessens, weiche ebenfalls das Land 
ausgelegt habe, zwischen Saminawerk und Gemeinde Vaduz auf-

 

zuteilen. Er sei ganz der Ansicht des Abgeordneten Dr. Vogt 
dass die Beträge wirklich in jene Rechnungen eingesetzt wer-
den sollen, deren Gegenstände sie betreffen. Was die Brük-
kenreparaturen, Grabenräumungen etc. anbelange, so sei zu 
sagen, dass dieser Betrag vor allem die Schaaner Rheinbrücr. 
betreffe und dann auch die verschiedenen Holzbrücken. Bei 
dieser Gelegenheit erwähnt der Regierungschef aueh, dass clic 
Wegweiser nach und nach auf die modernen Scotch-light - Weg-
weiser umgestellt werden sollen, auch die Bahnübergänge wür 
den besser markiert werden, Alles dies sei natürlich mit 
Mehrkosten verbunden. 

Ahg. Teinrich Brunhart: Er hätte gerne gewusst, wieviel für 
die RheinbrückenreparaTur in Balzers eingesetzt wurde. Diese 
sei in einem sehr schlechten Zustand. 

Regierungschef Frick bedauert hierüber keine sofortige Aus-
kunft geben zu können, da er gerade keine Details betreffend 
die Brückenreparaturen vorliegen habe. 

Abg. Eugen Schädler: Im Titel Bauwesen seien unter Ziffer 
575 Fr. lot000,-- fir Maschinen und Werkzeuge enthalten. Er 
erkundigt sich, ob dieser Betrag nur für Reparaturen oder 
..r.uch für Nouansehaffungen benötigt werde. Für Reparaturen 
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allein würde er diesen Betrag ziemlich hoch finden. 

Regierungschef Frick: Man sollte diesen Text eigentlich durcl 
das Wort " Geleise " ergänzen. Er sei der Auffassung, dass 
der eingesetzte Betrag für Instandstellung benötigt werde, 

Abg. Josef Marxer macht den Vorschlag, dass das Fürstliche 
Bauar aus seinen grossen Beständen an Geleisen etwas ab-
stossen'solle, da in nächster Zeit kaum Arbeiten vorgenommen 
werden können, wo eine so grosse Strecke Geleise benötigt 
werde. 

Regierungschef Frick antwortet, dass dieser Auftrag schon 
an das Bauamt ergangen sei. 

Abg. Dr. Alois Vogt: Bei Titel III/ Ziffer 10 (Unterhalt der 
sei ein um ca. 4O höherer Betrag als im Vor-

jahre eingesetzt, was denn eigentlich diese Mehrkosten ver-
ursacht habe? 

Regierungschef Frick: Unter dieser Ziffer seien auch die 
Schulbaracken und kleinere Neubauten budgetiert. 

Abg.  Dr. Alois Vogt weist darauf hin, dass es in diesem 
Falle besser wäre, wenn solche Arbeiten nicht unter Repara-
turen aufgeführt würden. Er interessiert sich auch für Ji_le 
Aufstellung der Regierung über jene Beträge, welche für 
Strassenbauten verwendet werden sollen. Man sollte _wissen, 
welche Beträge für welches Vrojekt verwendet werden. 

Regierungschef Alexander Frick gibt folgende Aufstellung be-
kannt: 

Lutzfeld-(Schellenberg-) Strasse Mauren 
erste Etappe 
Gamprin - Schellenberg 
Herrengasse-Vaduz 
Valüna - Strasse 
Ruggell - Auhäuser 
Verschiedene Arbeiten 

Er möchte feststellen, dass in der Regierungssitzun, 
in der Hitze des Gefechtes anscheinend ein Addittionsfehler 
unterlaufen sei, denn die aufgezählten Strassenbauten erfor-
dern eine Gesamtsumme von Fr. 7001000.-- und nicht, wie es 
im Voranschlag stünde von Fr. 6001000.--

 

Abg. Eugen Schädler: Es falle ihm auf, dass in der soeben 
verlesenen Aufstellung das Straannstück in der Ortschaft Nen-
deln nicht erwähnt sei. Die Strasse sei in einem sehr schlecl. 
ten Zustand und sollte dringend instandgestellt werden, da 
der Durchgangsverkehr heute wieder bedeutend steige. 

Abg. Fidel Brunhart: Er müsse feststellen, dass man auch 
Balzers nicht berücksichtigt habe, sie hätten in Balzers 
besonder reparaturbedürftige Strassen. 
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Vizepräsident Dr. Ritter gibt bekannt, dass für Strassen-
bauten zuerst eine Million Franken vorgesehen waren, die Fi-
nanzkommission habe jedoch die Regierung ersucht, diese auf 
die Hälfte zu reduzieren. 

Regierungschef Frick: Er habe es erwartete  dass anlässlich 
den Budgetberatungen verschiedene Abgeordnete Vorstasse hin-
sichtlich Strassenverbesserungen unternehmen würden, es sei 
festzustellen, dass ein ansehnlicher Nachholfbedarf vorhan-
den sei. Das Land könne jedoch nicht alles in einem Jahr be-
rücksichtigen. Die Aufmerksamkeit im Bauwesen werde sich in 
den nächsten Jahren ohnehin wieder vermehrt den Strassen zuwe: 
den, Anderseits sei seinerzeit auch festgestellt worden, das 
zuerst im Unterland verschiedene Strassenstücke ganz dringend 
überholt werden müssen. Die Abgeordneten müssten schliesslic} 
auch zugeben, dass die Regierung nur soviele Bauprojekte in 
Angriff nehmen könne, als hiefür Geld aufgenommen werde, denn 
auch das ausserordentliche Budget könne nur mit weiteren An-
leihen finanziert werden. 

Abg. Eugen Schädler: Er verstehe die Gründe des Regierungs-
chefs und anerkenne sie teilweise, doch seien noch solche • 
Projekte nicht ausgeführt, welche schon vor längerer Zeit vom 
Landtag beschlossen wurden, z.B, sei die Strasse Mauren - 
Schaanwald auch nicht berücksichtigt, 

Abg. Dr.  Alois Vogt: Betreffs Hilfe- und Strassenbauten möchte 
er ninige allgemeine Bemerkungen anfügen. Er weist vorerst 
auf die sich heute schon abzeichnende Notlage des Baugewerbes 
hin. Man müsse sich heute schon darauf gefasst machen, dass 
im Laufe des nächsten Jahres diese Strassenverbesserungen und 
Strassenbauten den Charakter von Notstandsarbeiten erhalten. 
Man müsse sich diese Projekte auch vom -Standpunkte das Arbei-
ters aus ansehen. Je weniger Bauten ausgeführt würden, in um 
so grössere Notlage gerate auch die Bauarbeiterschaft. Es 
sei ihm gesagt worden, dass vor nicht allzu langer Zeit schon 
von einem Unternehmer versucht worden sei, die garantierten 
Arbeitslöhne herunterzudrücken und zwar bei öffentlichen Ar-
beiten. Die Regierung sollte in Zukunft in die Verträge mit 
den Unternehmern die Bedingungen hineinnehmen, dass die Ar-
beitslöhne von den Unternehmern voll garantiert werden müssen 
Sofern in einer Gemeinde genügend Arbeiter vorhanden seien, 
sollen Arbeiter von auswärts nicht auf dort befindliche Baust( 
len zugelassen werden. Die Regierung müsse in den Verträgen 
mit 'Jen Unternehmern auch die Klausel einfügen, dass die Zu-
weisung der Arbeiter durch das Arbeitsamt erfolgen müsse. Er 
messe diesen Vertragsklauseln bei einem starken Rückgang der 
Arbeit grosse Bedeutung zu. Wie ihm schon zu Ohren gekommen 
sei, werde also auf diesem Gebiete bereits gesündigt Nun 
könne aber die Regierung nicht einschreiten, solange die bei 
den jetzt in Ausführung befindlichen Bauten beteiligten Ar-
beitgeber diese Klauseln nicht bereits schon in ihren Verträ-
gen stehen haben. Er legt deshalb der Regierung nahe, dass 
bei der nächsten Ausschreibung eines Projektes diese Klauseln 
in die Arbeitsverträge aufgenommen werden sollen. Er glaube, 
dass der ganze Landtag mit seinen Ausfiihrungen einverstanden 
sein könne. Was die allgemeinen Arbeiten anbelange, so möchte 
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er nur betonen, dass das Strassenstück Herrengasse Vaduz ein-
mal hergerichtet werden müsse. Es sei nicht besondersrühm-
lich für einen Hauptort, wenn die Leute auf solch schlechten 
Strassen dazufahren müssten. 

Abg, Rudolf Marxer: Er sei enttäuscht, dass das Strassen-
71-jin7=i---(7.-- -IC-1-Zianwald nicht ins Programm aufgenommen wurde 
Soviel ihm bekannt sei, sei diese Strasenvorbesserung schon 
zwai mal vom Landtag beschlossen worden. 

Abg..0swald Bühler: Er gehe mit den Ausführungen des Abge-
o7jUaten57TOEi einig. Dabei möchte er nur darauf hin-
weisen, dass die Ausabe von Arbeitskarten vom Fürstlichen 
Arbeitsamt wirklich genau kontrolliert werden sollte. Die 
Ausgabe der Arbeitskarten sollte so erfolgen, dass nur so-
viel Karten für eine Baustelle ausgegeben werden, als Arbeite 
unterkommen können, sonst reklamierten die Arbeiter mit Rect 
wenn sie wieder nach Hause geschickt werden müssen. Hinsicht-
lich des vorhin verlesenen Bauprogramms möchte er folgendes 
bemerken: 

Die Strasse auf Schellenberg sei im Dezember 1948 
vom Landtag beschlossen und in Bezug auf die erste Etappe des 
Baujahres 1949 auch für dieses Jahr budgetiert worden. Der 
Landtag habe gleichzeitig beschlossen die Strasse in 5 Jahre 
etappen zu erbauen. Er habe sich im guten Glauben befunden, 
dass man unter 5 Jahresetappen 5 aufeinanderfolgende Jahre, 
also zusammen 5 Jahre und nicht alle fünf Jahre eine Etappe 
und zusammen 25 Jahre verstehe. Er stelle ausdrücklich fest, 
dass die Bauetappe 1949 auch für dieses Jahr im Dezember 194E; 
vom Landtage budgetiert worden sei. Es gehe deshalb nicht 
an, dass nun von der Regierung das vom Landtage beschlossene 
Teilstück pro 1949 und für dieses Jahr budgetiert wieder in 
das 1950er - Budget aufgenommen werde. Es könne jeweils ein 
Projekt nur in einem Budget aufscheinen. Wenn man die Unter-
länder Projekte jeweils durch eine ganze Serie von Jahren 
in den Budgets aufscheinen lasse, dann müsse es ja im Land 
tatsächlich den Eindruck erwecken, dass man im Unterland un-
geheuer viel baue. Wenn es der Regierung nicht gelungen sei, 

die vom Landtag ausdrücklich beschlossene Etappe pro 1949 zu bauci 
dann hätte die Regierung die Pflicht gehabt, diesen budge-
tierten Betrag pro 1949 in Reserve zu stellen. Es befremde 
ihn, dass man schon wieder mit den gefassten Landtagsbe-
schlüssen es bei der Regierung nicht ernst nehme. Die Regie 
rung habe dem Bauamte den Auftrag gegeben eine Liste anzu-
fertigen über alle Strassenprojekte des Landes, die noch zur 
Ausführung kommen müssen. Schon 8 Tage bevor die Regierung 
in den Besitz dieses Dokumentes gekommen sei, habe es sich irr 
Lande herumgesprochen, dass das Bauamt die vom Landtage be-
schlossenen Strassen und zwar die 2, Etappe Schellenberg pro 
1950 und die schon mehrfach vom Landtag beschlossene Strasse 
mauren - Schaanwald nicht aufnehme. Er gehöre nicht zu denen 
die während des Jahres der Regierung Projekte abringen, die 
dann ohne Landtagsbeschluss zur Ausführung kommen, Hingegen 
stelle er sich auf den Standpunkt, dass es sein gutes Recht 
sei, hier zu verlangen, dass die Regierung die Landtags-
besnhlfisse auch ausführe. Nur allein auf-das erhebe er An-
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spruch. Sonst könne man ja den Landtag heimschicken, wenn 
seine Beschlüsse nicht mehr respektiert werden. Nachdem dic 
1949er 9  also die erste Etappe schon in das Jahr 1950, so 
sei ja doch nicht zu verhindern, dass die 2., also die 195002 
Etappe nicht erbaut werde. Es sei fr ihn deshalb leicht, 
hier zu erklären, dass diese 2. Etappe Schellenberg, die auf 
das 1950er Budget konme-z hätte müssen, heute nicht aufge-
nommen werde, cbwohl sie vom Landtag beschlossen sei. Hin-
gegen Sei es unumgänglich, die vom Landtag schon mehrfabh 
beschlossene und ncch nie zur Ausführung gebrachte Strasse 
Mauren - Schnanalc in fahrbaren Zustand zu stellen. Er 
stelle deshalb den 1:12rag auf Beschlussfassung seitens des 
Landtages, dass (de Strasse Mauren - Schaanwald im Jahre 195C 
in fahrbaren Zusbarl zu stellen sei, und dass hiefür Fr, 
1001 000,-- in öas -  ausserordentliche Budget aufgenommen wer-
den. 

Abe:, Wendelin Peck: Verschiedene Herren Abgeordnete hätten 
nun auf die DrinOchkeit der Instandstellung von Strassen 
hingewiesen, dacl sei er sich Uar darüber, dass das Bau-

 

programm auch nicht überlastet werden könne. Er spricht, sic 
für eine strikte rurchführung des Bauprogramms aus, sodass 
die Regierung mit der Zeit allen Wünschen gerecht werden kön., 
und für die Arbei 2;erschaft eine dauernde Beschäftigung ge-
sichert sei. Er weist nochmals auf die Notwendigkeit der 
Durchführung des Bauprogramms hin, besonders aber der neuen 
Strasse Steg - Valünn. Man habe dies den Alpgenossenschaften 
versprochen und sie dafür beim Tunnejbau auch einen gewissen 
Kostenanteil mittraL,en lassen. 

regierungschef FricL: Er habe diese Interpellationen erwar-
=Efe -- TUUEi- ilabe unmöglich schon im Jahre 1949 grös-
sere Ltendesarbeiten ausschreiben können, da die eigenen Ar-
beitskräfte vollständig durch den Bau des Saminawerks absor-
biert worden seien. E3 wäre jedoch widersinnig, derart 
grosse Arbeiten von fremden Arbeitskräften ausführen zu las-
sen, wenn sich die eigenen Arbeiter mit Recht Sorgen um die 
Zukunft machen. Die Notwendigkeit der Instandstellung der 
Strasse Mauren - Schcanwald sehe er ohne weiteres ein, sie 
sei wirklich in einem sehr schlechten Zustandi dieses Pro-
jekt habe eben ein beeonderes Pech. Man müsse sich jedoch 
im Klaren sein, dass dieses Strassenstück - obwohl kurz -

 

verhältnismässig teuer zu stehen käme. Die Regierung lege 
Wert darauf, dass alle Ftrassenbauten, die sie durchführe, 
solid und dem modernen Verkehr entsprechend ausgeführt wer-
den. Lieber einen Kilometer weniger ausbauen, aber das, was 
gemacht wird soll recht sein! Bei der Strasse Mauren -
Schaanwald sei eine vorhergehende gute Fundation unerlässlic17 
sonst hätte die Strasse im. Riedboden zu wenig Halt und der 
Asphaltbelag würde zerrissen. Wenn der Landtag jedoch auf 
der Ausführung dieser Strasse beharre, so müsste man sie 
eben auch aufs Programm setzen und dafür den Budgetposten um 
den entsprechenden Betrag erhöhen. 

Abe. Wendelin Bock kommt auf die Ausführungen des Abgeord-
neten Dr. Vogt zurück und unterstützt diese. Die Einstellung 
der Arbeiter anf iffentlici?en Arbeitsplätzen stellte nur Sache 
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des Arbeitsamtes sein und nicht des Unternehmers, 

Regierungschef Frick: Er sei tatsächlich der Ueberzeugung 
-gew-es:gii-jUje" eine do Lohnhöhe der Arbeiter betreffende Klar 
sel in den Bauverträgen mit den Arbeitgebern enthalten sei, 
7r werde dies auf alle Fälle sofort nachkontrollieren lassen, 
ihm persönlich sei von solchen Machenschaften der Arbeits-
geber noch nichts zu Ohren' gekommen. Er würde ein solches 
Vorgehen mehr als schmutzig finden. Bezüglich der Zuweisung 
von Arbeitern durch das Bauamt würde ihn noch die Stellung-
nabme des Landtags zu folgender Frage interessieren, Wenn 
ein Bauunternehmen eine gewisse Anzahl Stammarbeiter hatte 
und diese auf einem öffentlichen Arbeitsplatz einsetzen möch-
te, ob diese Arbeiter dann etwa zugunsten der vom Arbeitsamt 
angewiesenen zurückstehen müssten? 

Abg. Dr, Alois Vogt: Er könne darüber nur seine persönliche 
Meinung sagen In dieser Hinsicht müsse ein Mittelweg ge-
funden werden. Die Stammarbeiter seien normalerweise besser 
als die fluktuierenden Elemente. Wenn nun ein Baugeschäft 
Stammarbeiter zur Verfügung stelle, so müsste anderseits, 
vielleicht vom Arbeitsamt bestimmt werden, wieviele zusätz-
liche vom Arbeitsamte zu bestimmende Arbeiter er hereinnehmen 
muss. Bei dieser Gelegenheit erwähnt der Abgeordnete Dr.Vog÷ 
die Balzner Arbeiter in der Schweiz. Wenn die Arbeit knapp 
verde, so werde sich auch eine starke Rückflutung dieser Ar-

 

beiter bemerkbar machen. Ob man es verantworten könnte, 
dass diese Arbeiter zuschauen müssten, wie die Stammarbeiter 
der Baufirmen beschäftigt würden und sie leer ausgingen, nach 
dem sie den liechtensteinischen Arbeitsmarkt so lange ent-
lastet hätten. Es sei deshalb unbedingt notwendig, hier 
einen Mittelweg zu finden. Dieser könne bei einer vernünftig 
Einstellung auch gefunden werden, Es sei natürlich nicht an-
gngig, dass für einen Arbeitsplatz, wo 25 Personen be-
schäftigt werden können, 50 oder 60 Karten augestellt würden 
wie dies scheinbar schon der Fall war, doch könne er die 
Aussagen nicht überprüfen. Zusammenfassend fügt er noch an, 
dass er nicht glaube, dass ein scharf abgegrenztes Schema 
aufgestellt werden könne. Wenn die Bauunternehmer und die. ' 
Arbeiterschaft vernünftig seien, werde sich bestimmt ein an-
nehmbarer Weg finden lassen. 

Ab?.,. Wendelin Bock bemerkt, dass es für jeden Bauunternehme 
md7zig-ao Pflicht sei, seine Stammarbeiter zu halten. Andre 
seits wäre es möglich, dass ein Unternehmer nur mit Familien 
mitgliedern oder Verwandten arbeite und dabei die Arbeit so-
lange wie möglich hinauszuzögern versuche. 

/Az,  EUen Schädler äussert den Wunsch, dass bei Strassen-
bautenciTe—§g2E möglichst aufgeteilt und in mehreren 
Losen an verschiedene Unternehmer vergeben werden. 

Regierungschef Alexander Frick: Der Abgeordnete Dr. Vogt 
häce etTe Einsetzung einer Klausel in die Verträge zwischen 
Regierung und Arbeitgebern verlangt. Es sei nun sehr we-
sentlich, ob man den Arbeitgebern vorschreibe, alle Arbei-
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ter beim Arbeitsamt anzufordern oder nur die zusätzlichen. 
Der Arbeitsmarkt werde von der Regierung periodisch über-
prüft. Die Regierung habe dem Arbeitsamt auch Auftrag er-
teilt, periodisch über den Stand der Arbeitslosen zu rappor-
tieren. 

Abs. Heinrich Prunkart spricht sich für die Zuweisung der 
Arbeiter durch das' Arbeitsamt aus. 

Vizepräsident Dr. Ritter ist der Ansicht, dass es schwer 
ei s 2 M te- rfranUeri- tall den richtigen Modus zu finden, 

Er Taube, dass es das Beste wäre die Regierung einzuladen, 
die Frage zu prüfen und dem Landtag Vorschläge zu unterbrei-
ten, 

Algajr. Alois Vut erkundigt sich, ob die Regierung in näch-
ster 27itgrösg7re Bauarbeiten vergebe, bis dahin sollte be-
sagte Klausel auf alle Fälle in den Verträgen vorhanden sein. 

Iluierungschef Frick erklärt die gegenwärtige Sachlage. 

Abs. Dr. Alois Vogt erklärt sich durch diese Auslegung be-
friedrgt7 Er wei:iT gleichzeitig darauf hin, dass in Ver-
bindung damit auch die Frage des Lohndruckes abzuklären wäre, 

Regierungschef Frick: Von dieser Sache sei ihm noch nichts 
zu Ohren gekommen, würde es für eine himmelschreiende Sünd: 
halten, dem Arbeiter seinen verdienten Lohn vorzuenthalten. 

Aha; Heinrich Brunhart bestätigt gleichfalls, von einem 
vo-iFkozEgM7157rall von Lohndrückerei zuverlässigen Bericht 
erhalten zu haben. 

Ren2runqschef  Frick: Wenn tatsächlich ein deryrtig krasser 
Fall passiert wäre, könne er nicht verstehen, warum die be-
troffenen Arbeiter sich nicht an die richtige Stelle um Schut: 
gewandt hätten. 

Vizepräsident Dr. Ritter erkundigt sich, ob heute schon ent-
spi7JCEehle AntrageJ787-ellt werden oder ob dieRegierung ein_ 
gelalen werden soll, die vom Abgeordneten Dr. Vogt ange-
regten Fragen zu prüfen und dem Landtag einen diesbezüglichen 
Plan vorzulegen. 

422, Oswald Bühler erklärt sich mit diesem Vorschlag einver-
standen. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter: Der Landtag habe sich nun 
mit dem Antrag des Abgeordneten Oswald Bühler betreffs In-
standstellung der Strasse Mauren - Schaanwald zu befassen. Er 
stellt den Antrag zur Debatte. 

Abe. Dr. Vogt erkundigt sich, ob der Abgeordnete Bühler ge-
meint habe, dass die budgetierte Summe für die Strasse Maurer. 
Schellenberg eigentlich für das Jahr 1949 vorgesehen war. 

Abg. Oswald Bühler: Herr Abgeordneter Dr. Vogt habe ihn 
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glaublich noch nicht richtig verstanden. Er verwehre sich da-
gegen, dass ein- und dass3,be Projekt in mehreren aufeinander-

 

folgenden Jahren budgetiert werde. Der Landtag habe einmal 
beschlossen im Jahre 1949 für die Strasse auf Schellenberg Fr. 
100'000.-- zu verausgaben. Wenn die Regierung in diesem Jahre 
die Verausgabung nicht mache, wenn sie also den Landtagsbe-
schluss nicht ausführe in diesem Jahr, so habe sie den Betrag 
auf Konto separato zu stellen, niemals aber sei gerechtfertigt 
dass man die 1949er Budgetierung nicht berücksichtige und dann 
im lffler Budget wieder einführe. Wenn man ihm diesen ganz 
klaren Sachverhandl noch bestreite, so sei er bereit von mass-
gebender Stelle hierüber noch ein Gutachten einzubringen. Im 
heute vorliegenden 1950 er Budget scheine gar nichts auf, weder 
von der Schellenberger-Strasse, noch von der Strasse Mauren - 
Schaanwald, als das, was der Landtag schon im Jahre 1949 bud-
getiert habe. Nun sei er ja einverstanden, dassman pro 1950 
für die Schellenberger-Strasse überhaupt nichts budgetiere, das 
heisse also, der schon einmal budgetierte Betrag soll heraus-
gestrichen werden. Nachdem nun aber hier auf einen ausdrück-
lichen Landtagsbeschluss, der im Dezember 1948 auch für das 
Jahr 1950 gefasst wurde, verzichtet werde, so stelle er den An-
trag, dass die noch viel öfters beschlossene Strasse Mauren - 
Schaanwald nun endlich ausgeführt werde. 

Regieruneschef Frick weist auf die abweichende Ansicht der Ge-
schtsprüfungskommission hin, welche festgestellt habe, dass 
alle im betreffenden Jahre auszuführenden Arbeiten im Voran-
schlag enthalten sein müssen. 

Abg_t_Dr. Alois Vogt: Es sei klar, dass Arbeiten, welche im lau-
fenden Rechnungsjahr nicht durchgeführt werden konnten, in den 
nächsten Voranschlag wieder aufgenommen werden müssen, dass 
jedes Rechnungsjahr eine für Eich abgeschlossene Periode bildet, 
Die Regierung habe sich an das Finanzgesetz zu halten.- Er weis.l. 
bei dieser Gelegenheit darauf hin, dass man nicht alle Arbeite] 
ins Unterland hinunterstekcen könne; sondern dass die vorge-
sehenen Arbeiten auch im Oberland planmässig durchgeführt werder 
Er sehe jedoch keinen Anlass, die budgetierte Summe für die 
Strecke Mauren - Schellenberg zu streichen, sondern würde eher 
einen Zusetzkredit anfordern. Er wehre sich dagegen, dass an-
statt der Lutzfeldstrasse die Strasse Mauren - Schaanwald bud-
getiert werde. 

Abg. Oswald Bühler bedauert, dass ihn der Abgeordnete Dr. Vogt 
nochmals falsch verstanden habe. Er habe nicht verlangt, dass 
die 2n Etappe der Strasse auf Schellenberg gestrichen werden 
soll. Das habe er ja gar nicht verlangen können, dass man 
streiche, wenn etwas nicht aufscheint, sondern er beantrage, 
dass sie aufgenommen werde, weil sie eben nicht dort sei und 
ohnehin nicht ausgeführt werde. Er erkläre nochmals wie es ge-
meint sei. 
a) Die Bauetappe 1949 auf Schellenberg, die im Dezember 1948 

budgetiert wurde nicht mehr ins 1950er Budget aufzunehmen. 
b) Die 1950er Etappe auf Schellenberg ebenfalls ins Budget pro 

1950 nicht aufnehmen. 
c) Die Strasse Mauren - Schellenberg mit Fr. 100'000.-- ins 

1950er Budget aufnehmen, mit dem Auftrage an die Regierung. 
diese Strasse im Jahre 1950 in fahrbaren Zustand zu stellen 
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Abg..Dre Alois Vut: Wenn der Regierungschef ihm verspreche, 
dass aus dem Ueberschuss von 1949 Fr. 100'000.-- für die Lutz-
feldsttassen herausschauen, so habe er nichts dagegen einzu-
wenden. 

Abg Oswald Bühler: Der Abgeordnete Dr. Vogt stelle sich auf 
den Standpunkt, dass dann, wenn die Landesrechnung pro 1949 
Ueberschuss habe, eine Reservestellung für Landtagsbeschlüsse 
pro 1949 möglich sei, nicht aber dann, wenn die Landesrech-
nung passiv sei. Dieser Standpunkt sei nun unrichtig. Er steh, 
grundsätzlich auf dem Standpunkte, dass Reservestellung für 
alle Landtagsbeschlüsse pro 1949, die auch budgetiert .erscheine; 
von der Regierung durchzufi5hren sind, insofern als eben diese 
budgetierten Landtagsbeschlüsse nicht durchgeführt wurden. Da 
komme es nicht darauf an, ob die Landesrechnung nun aktiv oder 
passiv sei. Wenn er grundsätzlich recht habe, so habe die Re-
gierung die Pflicht, dem 4achzukommen, ohne Rücksicht darauf, 
cb nun die Landesrechnung aktiv oder passiv sei. 

Wendelin Beck vergleicht Triesenberg mit Schellenberg und 
s'-eil t fest, dass er nicht direkt gegen den Bau der Strasse 
Mauren - Schellenberg sei, doch könne er nicht finden, dass si: 
wirtschaftlich so dringend sei. Schliesslich sei Triesenberg 
mit seinen Alpen wirtschaftlich viel bedeutender als Schellen-
berg und besitze auch keine Zufahrtsstrasse, wo sich zwei gross. 
Lastwagen kreuzen können, ohne dass der eine oder andere an 
einem Tkusstellplatz warten müsse. 

Osimald Bühler erwidert dem Abgeordneten Wendelin Beck, 
dass das Unterland noch 20 Jahre lang Strassen bauen müsste um 
ein derartig gut ausgebautes Strassennetz aufweisen zu können 
wie Triesenberg. 

t. Wendelin Beck antwortet Bühler, däss dies nicht stimme. 
Es führen heute schon zwei Strassen nach Schellenberg. 

Abe. Eduard Oehri bestätigt seinerseits, dass bis heute nach 
Schellenberg keine Strasse führe, auf welcher zwei Wagen mitt-
lerer Grösse kreuzen könnten. 

Abg_Vvendelin Bock: Dies treffe nach Triesenberg auch zu, auf 
der Triesenherger Strasse hätten grössere Wagen auch keine Mög-
lichkeit zu kreuzen. 

Abg. Eduard Oehri äussert die Ansicht, dass die im Unterland 
und in Schellenberg doch auch das Recht hätten, wenigstens eine 
richtige Zufahrtsstrasse zu haben. 

Resierungschef Frick: Es stelle sich im Landtag einfach die 
Frage, ob im Jahre 1950 Fr. 1001000.-- mehr flüssig gemacht 
werden sollen als es die Regierung vorgeschlagen habe oder nicht 
Seiner Ansicht nach sei dies nicht sehr erheblich, wenn man 
wisse, wie es mit der Arbeitsmarktlage stehe. Es wäre nur schal 
wenn ein Projekt durchgeführt würde, wenn dies die Arbeits-
marktiage nicht erfordere. Er gebe voll und ganz zu, dass die 
Ausführung der einzelnen Projekte sehr notwendig wäre. Für ihn 
sei bei der Beantwortung dieser Frage weniger der Zustand der 
Strasse ausschlaggebend, als die Entwicklung der Arbeitsmarkt-
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lage. 1:;an solle im Jahre 1950 nicht mehr bauen, als zur Peschäf-
tigung der Arbeiter nötig sei. 

Abg. Eugen Schädler: Soviel er sich erinnere, seien Fr. SO'000 
für diverse Arbeiten festgesetzt. Er würde vorschlagen, dass man 
nun einmal die diversen kleinela Arbeiten zurückstelle und diesen 
Betrag für das Strassenstück Mauren4chaanwald verwende. 

Abg. Engelbert Schädler schliesst sich den Ausführungen des Ab-
geordneten Bühler an. 

Abg. Josef Nebele unterstützt die Ausführungen des Regierungschefs 
und erwähnt gleichzeitig, dass die Regierung das Bauamt beauf-
tragen möge, auch für den Unterhalt der Strassen entsprechend 
Sorge zu tragen. Die Strasse Triesenberg - Meierhof sei in einem 
ziemlich schlechten Zustand. Ueberdies müsse dort nächstes Jahr 
die Frage der Entstaubung eines Teilstücks geprüft werden. Die 
an die Strasse angrenzenden Weiden seien voller Staub und Schmutz 
sodass kaum mehr eine Nutzung möglich sei. 

Abg. Dr. Alois Vogt stellt den Antrag, es seien für die Lutz-
feldstrasse für die erste Etappe Fr. 100'000.-- zu bewilligen'. 

Abg. Eugen Schädler bringt nochmals seinen Vorschlag vor, dass 
die für verschiedene kleinere Arbeiten budgetierte Summe von 
Fr. 80'000.-- für die Strasse Maiiren - Schaanwald verwendet wer -
den soll. Die allgemeinen Arbeiten sollen einmal zurücksgestellt 
werden, sollten diese jedoch besonders dringend werden, so könne 
immer noch ein separater Kredit bewilligt werden. Die Landes-
regie müsse ohnehin so stark wie möglich reduziert werden. 

Regierungschef Frick: Er könne die 'nsicht des Landtags hin-
sichtlich Landesregie nicht ganz teilen. Es gebe in jeder Ge-
meinde Leute, welche bei keinem Meister mehr unterkommen. Man 
werde die Erfahrung machen, dass Leute mit 65 ordermehr Jahren 
oder andere Behinderte von den Baumeistern einfach nicht über-
nommen werden wollen. Er habe bei der Landesregie stark abge-
baut. Wenn die Regie ganz aufgelöst werde, so würden diese 
Leute wahrscheinlich der Armengenössigkeit anheimfallen und es 
sei schliesslich doch noch besser, wenn sie wenigstens etwas 
arbeiten können. 

Abg. Eugen Schädler: Die Landesregie sollte so stark wie mög-
lich eingeschränkt werden. Anderseits verstehe er, dass alte 
Leute und Behinderte auch beschäftigt werden müssen. Er möchte 
nur anregen, dass die Regie wirklich auf das äusserst Notwen-
dige eingeschränkt werde. 

Regierunschef 2rick erwähnt, es handle sich bei den budge-
tierten Fr. 30000.-- um den Kredit für kleinere Strassenkorrek-
turen in den verschiedensten Gemeinden. 

Abg. Dr. Alois Vogt: Die Ziffer 12 Unvorhergesehenes könnte man 
zugunsten der Strasse streichen. \/nn man die im Bauprogramm auf-
geführten Strassenstücke betrachte, so müsse man sich fragen, 
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wo man denn eigentlich die Oberländer Arbeiter beschäftigen 
wolle. Im Unterland seien nun 4 Baustellen gegenüber 2 im 
Oberland. Er könnte sich nicht damit einverstanden erklären, 
dass man die Landesregie auflöse und damit einfach alte und 
behinderte Leute brotlos mache. Er stelle den Antrag auf 
Fallenlassen der 2. Etappe Schellenberg pro 1950 und Verwen-
dung des für die 2. Bauetappe dieser Strasse vorgesehenen Be-
trages für die Strassenverbesserung Mauren - Schaanwald. 

Abg.  Oswald Bühler erklärt sich mit dem formulierten Antrage 
von Dr. Vogt einverstanden und stellt noch fest, dass es mit 
den 4 Baustellen im Unterland und den 2 im Oberland nicht ganz 
stimme. Die Sarninawerkserbauung sei noch nicht fertig. Es gebe 
dort im Jahre 1950 noch viele Baustellen, bei denen Regiear-
beiten ausgeführt werden können. 

Vizepräsident Dr. Ritter lässt über den Antrag Dr. Vogt ab-
stimmen: 

Wer mit dem Antrag des Abgeordneten Dr. Vogt einver-
standen ist, wonach die beschlossene erste Etappe der Lutzfeld-
strasse und gleichfalls auch die Strassenverbesserung Mauren - 
Zichaanwald durchgeführt werde, möge dies durch Hand erheben. 
bezeugen. 

L.Usiemungsergebnis: 14 Ja und 1 Nein. 

Abc.  Heinrich Brunhart:: Er könne diesem Antrag nicht zustim-
men, wenn nicht auch im gleichen Zuge die Strasse in Mäls 
mitbudgetiert werde. Er stellt den Antrag, gleichzeitig auch 
die Strassenverbesserung in Häls auf das Bauprogramm zu setzen 
und den hiefür notwendigen Betrag zu bewilligen. 

Vizepräsident Dr. Ritter stellt den Antrag zur Debatte, 

Abg. Wendelin Beck: Die Finanzkomdission sei der Auffassung, 
dass die Arbeitslosigkeit im kommenden Jahre noch nicht einen 
derartigen Umfang annehmen sollte, dass die Zurverfügungstel-
lung eines noch grösseren Kredites notwendig wäre. Die Fürst-
liche Regierung habe für Strassenverbesserungen eine Million 
Pranken eingesetzt, die Finanzkommission habe dann gemäss ih-
rer Ansicht, dass die Ausführung der Arbeiten von der Arbeits-
marktlagc abhängig gemacht werden soll, die Summe auf Fr. 
600'000.-- reduziert. 

Abg. Josef Marxer warnt davor, die Kredite zu hoch anzusetzen 
und gibt seiner Ansicht Ausdruck, dass der Landtag in den kom-
menden drei Jahren wahrscheinlich noch Mühe haben werde, ge-
nügend Arbeitsmöglichkeiten zu beschaffen. 

Abg. Brunhart Fidel unterstützt den Antrag des Abgeordneten 
Heinrich Brunhart und legt die Notwendigkeit einer Strassen-
verbesserung in Mäls dar. 

Regieruncschef Frick ersucht ddn Landtag, das Budget nicht 
zu überlasten und weniger dringende Strecken noch zurückzu-

 

stellen. Der Landtag solle der Regierung die Möglichkeit geben, 
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die Strassenverbesserungen so auszuführen, dass wirklich gute 
Arbeit geleistet werden könne. Der Regierungschef vertritt 
die Ansicht, dass alle Strassenneu- und -umbauten so zu er-
stellen sein, dass diese auf Jahrzehnte hinaus audh einem vcr 
mehrten Verkehr genügen könnten. Wenn aber zuviele Projekte 
ins Budget aufgenommen würden, könnte die Regierung in Ver-
suchung kommen, von diesem Grundsatz abzuweichen. Er ersucht 
deshalb den Abgeordneten Heinrich Brunhart, Verständnis zu 
haben und die Strasse in Häls noch ein Jahr zurückstellen zu 
lassen. Auch dieses Strassenstück werde anständig ausgebaut 
werden. 

e5..1.)g. Eugen Schädler unterstützt die Ausführungen des Regie-
rungschefs. Man möchte doch für das ausgelegte Geld eine wirk-
lich gute Arbeit erhalten. Er könnte auch den Antrag stellen, 
dass die Strasse in Nendeln auf alle Fälle aufs Bauprogramm 
gesetzt werden müsse, notwendig wäre es gewiss auch, doch könnt: 
man sich den Argumentationen des Regierungschefs nicht ver-
schliessen. Er stellt den Antrag, dass der Landtag über den 
Antrag Dr. Vogt abstimmen soll. 

Alz‘ Heinrich Brunhart wünscht, dass über seinen Antrag ab-
gestimmt werden soll. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Das Defizit für 1949 habe sich auf 
eine Million erhöht. Für das kommende Jahr habe man ein Bau-
programm von 700'000 Franken. Er wäre schon sehr dafür, dass 
man mit der Ausführung von aufschiebbaren Arbeiten noch zu-
warte bis zum Jahre 1951, wenn. sich die Arbeitslosigkeit wahr-
scheinlich stärker bemerkbar mache. 

Wer mit dem Gegenantrag des Abgeordneten Eugen Schäd 
ler einverstanden sei, möge dies durch Hand erheben zu erken-
nen geben. 

Abstimmungsergebnis: 9 Ja, 2 Nein. 

Abg.ImmSchädler: Unter Ziffer 11 sei für die Landesver-
messung Fr. 40'000.-- eingesetzt und letztes Jahr seien nur 
Fr. 30'000.-- budgetiert gewesen. 

Regierungschef Frick: Es würden dieses Jahr die Vermessungs-
arbeiten der Dorfgebiete von Schaan und Vaduz zum Abschluss kom-
men. Man müsse schon mit diesem Ausgabebetrag rechnete. Auch 
sollte man im Jahre 1950 mit den Bodenzusammenlegungen, die 
der Parzehlarvermessung vorauszugehen habe, beginnen können. 

Vize, räsident Dr. Ritter: Wer mit dem Voranschlag, wie er in 
Titel III (güTicsen) aufscheint, im ordentlichen Budget ein-
verstanden ist, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Wer mit dein ausserordentlichen Voranschlag einverstan-
den ist, möge dies gleichfalls durch Hand erheben bestätigen: 
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AbstiOmungserge nis: 11 Ja und 1 Nein. 

Vizepräsident Dr.  Ritter stellt hierauf den Titel IV (Land-
und Forstwirtschaft) zur Debatte. 

Abg. Johann Wachter findet den Kredit von Fr. 50'000.-- für 
impfstoff, Kosten bei Seuchen und Tuberkulosebekämpfung nie 
drig angesetzt. 

Rsgierungschef Prick erklärt die Lage und das Zustandekommen 
dieses Betrages:--bie Tuberkulinimpfung sei in diesem Betrage 
inbegriffen, nicht aber die Bekämpfung der Rindertuberkulose. 
Man müsse vorerst das Ergebnis der Untersuchungen abwarten, darr 
das Gesetz über die Bekämpfung der Rindertuberkulose schaffen 
und dann auch den Kredit bewilligen. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Wer mit Ziffer 1 (Land- und Alp-
wirtschaff7 des Titels IV einverstanden ist, soll dies durch 
Hand erheben bezeugen. 

Abstimmung ergebhis: 10 Ja. 

Wer mit Ziffer 2 des Titel IV (Forstwirtschaft) ein-
verstanden ist, soll dies gleichfalls bestätigen: 

Abetimmungsergebnis: 10 Ja. 

Vizepräsident Dr. Ritter verliest Titel V (Abgaben-Verwaltung) 
und stellt diesen zur Debatte. 

Abg.  Eugen Schädler: Bei Punkt 8 des Titels V möchte er eine 
allgemeine Bemängelung vorbringen. Er finde es nicht in Ord-
nung, dass ein Autobeeitzer für einen kleinen Jeepanhänger 
gleich viel Steuer zahlen müsse wie für einen Lastwagenanhänger, 
wo doch zwischen der Lademöglichkeit der beiden ein Unterschied 
von ca. 2 - 3000 Kg. bestehe. 

RegierEnsschef Frick: Er nehme diese Frage zum Studium ent-
gegen. 

Vizerräsident Dr. Ritter lässt über den Titel V (Abgaben Ver, 
wafiUnD abstimmen: Wer mit dem Titel V einverstanden ist, 
möge dies durch Hand erheben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis:  Einstimmige Annahme. 

Hierauf stellt der Vizepräsident den Titel VI (Post, 
Telefon und Telegraph) zur Debatte. 

Abg. Dr. Alois Vogt erkundigt sich betreffs Ziffer 9/Post-
sachenbeförderung, warum hier ein Betrag von Fr. 3500.-- ein-
gesetzt werde, das Land fahre doch in eigener Regie. 

Regierungschef wrick: In diesem Punkt sei er etwas überfragt 
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Er könne dies nicht gleich feststellen, werde die Sache aber 
abklären. Er nehme an, dass der genannte Betrag für den Alpen-
postkurs eingesetzt sei. 

Abc. Josef  Marxer bringt die Postautokurse zur Sprache. Das 
Volk habe eine Verbesserung gegenüber den früheren Zuständen 
erwartet. Nun sei aber eine ganz enorme Taxerhöhung singe-
treten. Er frage an, ob keine Möglichkeit bestehe, hier eine 
Wandlung -zu schaffen. 

Regierungschef Prick: Sobald ein Jahresabschluss vorliege, könn» 
man über diese Angelegenheit diskutieren. Ohne einen solchen 
könne man nichts unternehmen. Es sei auch aus verschiedenen 
anderen Gründen sehr schwer, die.Preise während einer Fahrplan. 
Periode abzuändern. Die Regierung kenne diese Mähgel sehr wohl, 
es bleibe ihr jedoch auch nichts anderes übrig, als bis zur 
Erstellung des ersten Jahresabschlusses zu warten. Fast jede 
Woche werde von Seiten der Postautobenützer eine neue Eingabe 
gemacht. Es sci ihm klar, dass vom schweizerischen Tarif teil-
weise abgegangen werden müsse. Er könne selber jeden Tag fest-
stellen, dass die Reisendenfrequenz auf unseren Postautos ge-
genüber früher sehr merklich abgesunken sei. Es werde Aufgabe 
der zuständigen Behörden im Jahre 1950 sein, durch Aenderung 
des Tarifs und Verbesserung der Fahrplangestaltung dieser Ent-
wicklung Einhalt zu gebieten, damit die Postautos das Volks-
verkehrsmittel bleiben. Lieber volle Autos mit billigem Tarif, 
als halbleere bei übersetzten Preisen. 

Abg. Josef Marxer erklärt sich durch die Ausführungen dcs Re-
gierungschefs befriedigt. 

Abg. Engelbert Schädler erkundigt sich,' warum bei Ziffer 4 des 
Titel VI (Aushilfen und Nebenentschädigungen) gegenüber dem 
letzten Jahre eine so bedeutend höhere Summe eingesetzt werden 
müsse, für 1950 seien Fr. 50'000.-- budgetiert und im Jahre 
1949 seien Fr. 34'000.-- gewesen. 

leg:irungschef Prick bemerkt, dass es sich auch hier um eine 
Erfahrungsziffer handle, im Jahre 1949 seien bisher schon Fr. 
49'000.-- ausgegeben worden in diesem Posten. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Wer mit dem Titel Post, Telephon 
und Telegraph einverstanden ist, möge dies durch Hand erheben 
bestätigen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Titel VII wird ebenfalls einstimmig gl,nehmigt (Gerichts- und 
Gefängniswesen). 

Vize räsident Dr. Ritter frägt an, ob sich jemand zum Titel 
VIII Sanität) äussern wolle. 

Abg.  Dr. Alois Vogt:,_ Zu Titel VIII sei zu bemerken, dass der 
Ehrensold der Hebammen etwas erhöht werden sollte, da seines 
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Wissens pro Hebamme Fr. 100.-- ausgerichtet worden seien. Er 
beantrage diesen Posten auf Fr. 600.-- zu ierhöhen, sodass es 
jeder Hebamme im Ruhestand Fr. 200.-- treffen würde. 

Vizepräsidont Dr. Ritter lässt über den Antrag des Abgeord-
neten Dr. Vogt abstimmen. Wer dafür ist, dass den Hebammen 
Fr. 200.-- Ehrensold ausbezahlt werden sollen, möge dies durch 
Hand erheben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis: 13 Ja und 2 Enthaltungen. 

Vizepräsident Dr. Ritter verliest den Titel IX (Soziale Für-
sorj) und stellt ihn zur Dehatte. 

Abg. Dr. Alois Vogt: Bei Titel IX/Ziffer 9 sei wieder ein Bei 
trag an das liechtensteinische Rote Kreuz mit Fr. 30'000.--
aufgeführt, Das Rotc Kreuz wurde seinerzeit gegründet in der 
Absicht, dasselbe durch die private Sammeltätigkeit zu unter-
halten. Es war sicher nicht die Auffassung des Landtags, dass 
diese Spende sich zu einem dauernden Budgetpoeten des Landes 
entwickeln würde. Das Rote Kreuz solle sich anstrengen, durch 
private Sammeltätigkeit Geld hereinzubringen, denn so wie cs 
heute sei, komme das Geld gar zu leicht herein. Wenn das Rote 
Kreuz Geld -benötige, solles wie die anderen sozialen Organi-
sationen mit einem Gesuch an den Landtag herantreten. 

Regierungschef Frick teilt mit, dass tatsäh lich ein Gesuch 
vorliege. Er verliest dasselbe. 

Abg. Dr. Alois Vogt erkundigt sich, in welchem Verhältnis die 
privaten Einnahmen des Roten Kreuzes gegenüber dem Beitrag des 
Landes stünden. 

ilegierunn.schef Frick gibt eine Aufstellung des Roten Kreuzes 
bekannt, wonach ein Grossteil der aufgewendeten Mittel vom 
Lande stammen. 

Ab Ü. Dr. Alois Vogt findet dies nicht in Ordnung. Wenn das 
RoUJIGTeu7grbsserE Anstrengungen unternähme, könnte es von 
privater Seite mehr hereinbringen. Er möchte auch vorschlagen, 
dass die Familienfürsorgerin direkt vom Lande bezahlt werde. 

Regierungschef Frick klärt den Landtag über die Art der Tätig-
njJClezUg7lifiiü'rSorgerin auf. Er zweifle an der Mitteilung 
des Roten Kreuzes, wonach es im Inland Fr. 30000.-- ausgebe, 
keinen Augenblick. Das Rote Kreuz sei nun einmal geschaffen 
und er sci nicht der Ansicht, dass das Land nun nichts mehr an 
diese gemeinnützige Organisation beitragen soll. Es würde ihm 
dies ganz und gar nicht passen, denn durch das Rote Kreuz sei 
Liechtenstein im Ausland bei verschiedenen Konferenzen und bei 
der Ausarbeitung von Konventionen gut und würdig vertreten ge-
wesen. Es stehe Liechtenstein gut an, das Seinige an dieses 
grosse soziale Werk zugunsten der vom Kriege heimgesuchten Län-
der beizutragen. Er würde es jedoch auch begrüssen, wenn das 
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Rote Kreuz versuchen würde, mehr Geld durch private Sammlun-
gen hereinzubringen. Der Regierungschef opponiert gegen den 
Antrag Dr. Vogt. Er sei überzeugt, dass diese Ausführungen 
vom Roten Kreuz zur Kenntnis genommen werden. 

Ab,Y. Dr. Alois Voo.t: Wenn der Landtag diesen Posten jedes Jahr 
ohne weiteres genehmige, so werde es eben ein Dauerposten ab-
geben. Er drücke sein Missfallen darüber aus, dass so hoho 
Beiträge_ausgerichtet werden. Wenn jedoch der Landtag der Ah-
sicht sei, dass der Posten genehmigt werden solle, ziehe cr 
seinen Antrag zurück. 

VizcEräsidcnt Dr. Ritter lässt über den Titel IX (Soziale 
Fürsorg7 abstimmen; 

Tier mit Titel IX einer Landen ist, möge es durch 
Hand erheben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis:  Einstimmig angenommen. 

Titel X (Zinsen) wird ebenfalls einstimmig genehmigt, ebenso 
Titc1IffTiTortfsationen). 

Vizeresident Dr. Ritter stellte den Titel XIII zur Debatte. 

Abg. Wendenn Deck: Er möchte sich zu Titel XIII (Kinderhilfe) 
noch kurz äussern. Ueber die Verteilung der Kinderhilfebei-
träge sei man im Volke geteilter Ansicht. Er persönlich sei de 
Auffassung, dass der Schlüssel heute noch nicht entspreche und 
nochmals geändert werden sollte. Gemäss dem Steuergesetze 
würden Mann und Frau als eine steuerpflichtige Person behandelt 
d.h. es würde das Einkommen beider Ehegatten zusammengezählt, 
dadurch werde dasselbe auch bei der Auszahlung der Kinderhilfe-
beiträge berücksichtigt. Die meisten Haushaltungen, .in denen 
die Frau noch einem Verdienst nachgehe, seien so bei der Kin-
derhilfe nicht berücksichtigt worden. Dies sei nicht gerecht. 
Gewiss die meisten Frauen, welche in die Fabrik gehen, seien 
gewiss nicht begeistert davoh, dass sie auch noch einem Neben-
verdienst nachgehen müssten. 

Regierungschef Frick: Die Regierung werde den Verteilungs-
schlüssel für die Kinderhilfebeiträge für das Jahr 1950 dem 
Landtag wieder vorlegen. 

Vizepräsident  Dr. Alois Ritter nimmt hierauf die Abstimmung 
über Titel XIII vor: 

Wer mit Titel XIII einverstanden ist, möge dies 
durch Hand erheben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmiges Einverständnis. " 

Vizepräsident Dr. Ritter schreitet hierauf zur Behandlung der 
Einnahmen, verliest die einzelnen Titel und stellt sie zur 
Debatte. 
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Die Titel I/Landesverwaltung, II/Schule, III/Rau-
amt, IV/Land- und Forstwirtschaft, V/Abgaben, VI/Post, Tele-
phon und Telegraph, VII/Gerichts- und Gefängniswesen, X/Zin-
sen und XII/Zoll- und Salzmonopol wurden einstimmig angenommen. 

Abg. Wendelin Beck bemängelt die hohen Taxen beim Grundbuch. 
Wenn ein armer Familienvater ein Darlehen aufnehMen müsse, wür-
den ihm noch hohe Gebühren angerechnet. 

Rerrierungschef  Prick: Der hohe Landtag werde bald Gelegenheit 
haben, sich mit dieser Frage zu befassen, da von der Regierung 
eine neue Gebührenordnung vorgelegt verde. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter schreitet zur Abstimmunge 
Wer mit dem ordentlichen Budget einig geht, möge 

dies durch Hand erheben zu erkennen geben. 

Abstimmungserwbnis: Einstimmiges Einverständnis. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Im ausserordentlichen Voranschlag 
sei der Betrag für das Bauwesen auf Fr. 700'000.-- erhöht wor-
den. 

Wer mit der ausserordentlichen Budgetierung einver-
standen sei, möge dies durch. Hand erheben bestätigen, 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Hierauf nimmt der Vizepräsident die erste Lesung des 
Finanzgesetzes vor und stellt fest, dass den Landesausgaben 
für das Jahr 1950 von Fr. 4'775'943.57 für die ordentliche 
und Fr. 1'420'000.-- für die ausserordentliche Rechnung Einnah-
men im Betrage von Fr. 4'451'200.-- gegenüberstehen. 

Vizepräsident Dr. Ritter. erkundigt sich hierauf, wer 
das Wort zum Finanzgesetz wünsche. 

Abg. Dr. Alois Volt schlägt vor, die Gebühr in Art. 10, Ab-
satz 4 für die im Oeffentlichheitsregister nicht cintragungs-
pflichtigen Verbandspersonen mit mindeeten2 Fr. 100.-- bis Weh-
stens Fr. 300.-- anzusetzen. 

Regierungschef Frick: Es könnte sich dabei auch um Trusts han -
delhi. Er würde es auf höchstens Fr. 500.-- ansetzen. 

Abg. Dr. Alois Vogt erklärt sich mit diesem Vorschlag einver-
standen. 

Vizepräsident Dr. Ritter stellt diesen Vorschlag zur Debatte. 
Nachdem sich niemand zum Worte meldet, lässt er über densel-
ben abstimmen. 

Wer mit dem Antrag desAbgeordneten Dr. Vogt, die Ge - 
bühr für die im Oeffentlichkeitsregister nicht eintragungspflicY 
tigen Verbandspersonen in Art. 10 Absatz 4 auf mindestens Fr. 
100.-- bis höchstens Fr. 500.-- festzusetzen einverstanden ist. 
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möge dies durch Hand erheben bestätigen. 

Abstimmungsermbnis: Einstimmige Annahme. 

Vizeräsident Dr. Ritter schreitet hierauf zur artikelweisen 
Beratung des Finanzgesetzes. Die Artikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 
8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 werden ohne Einwendung genehmigt. 

- Hierauf stellt der Vizepräsident die gesamte Vorlage 
zur Abstimmung: Wer mit der gesamten Vorlage über das Finanz-
gesetz 1950 sowie mit dem Voranschlag pro 1950 einverstanden 
ist, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Damit wären Finanzgesetz und Voran-
schlag für 1950 beschlossen und dringlich erklärt. 

Die Sitzung werde am nächsten Tage vormittags 9 h 
weitergeführt. 
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Fortsetzung der Oeffentlichen Landtagssitzung am 22. Dezember. 
••••••m• 

Beginn:. 9.30 h. 

Anwesend sind alle Abgeordneten, ausgenommen Präsident David 
Strub, welcher durch den Abgeordneten Josef Negele vertreten 
ist und Johann Georg'Haeler von Eschen, welcher durch. Alois 
Hasler vertreten ist. 

Vizepräsident Dr.  Alois Ritter eröffnet die Landtagssitzung 
und .begrüsst die Herren Abgeordneten. Er schreitet zur Behand 
lung des zweiten Traktandenpunktes, der zweiten Lesung des 
Waffengesetzes. 

2.Waffengeset z. 

VIzpräsident Dr. Ritter nimmt die artikelweise Verlesung vor 
und stellt die Artikel jeweils zur Debatte. 

Die Artikel 1, 2, 3 und 4 werden einstimmig genehmigt. 

Regierungschef Frick erwähnt zu Artikel 5, die Regierung habe 
Gine Studienkommission gebildet, welche die Art der /affen uni 
ihre Verwendung überprüft habe. 

Die Artikel 5, 6, 7, 3, 9, 10, 11 und 12 werden einstimmig ge—
nehmigt. 

Vizepräsident Dr. Ritter erkundigt sich bei Artikel 13, ob 
der Ausdruck " Bestellte " unter litera d klar sei. Welche 
Art von Hilfspersonal darunter eigentlich verstanden werde, ob 
dies nur Jagdgehilfen oder auch andere Personen seien? 

Abg.  Oswald Bühler: Er nehme an, dass unter den Begriff " Be—
stellte " das eigentliche Jagdpersonal falle, wie bessere Trei—
ber, Personen, welche den Jägern die Gewehre tragen und für 
weitere Handreichungen da sind. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Er glaube, dass dies der richtige 
Ausdruck sei. Ob jemand etwas dagegen einzuwenden habe, wenn 
der Ausdruck " Bestellte " durch " Jagdhilfepersonal " ersetzt 
werde. Nachdem sich niemand zum Worte meldet, lässt er darüber 
abstimmen: 

Wer mit der Ersetzung der Bezeichnung " Bestellte " 
durch " Jagdhilfepersonal " und mit Artikel 13 einverstanden 
sei, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsercebnis: Einstimmige Annahme. 
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Die Artikel 14, 15, 16 und 17 werden einstimmig genehmigt. 

Vizepräsident Dr.. Ritter: Wer also mit dem in zweiter Lesung 
a gän dcrtenArtikel einverstanden ist, möge Cies durch Hand 
ereben bestätigen. 

ser Einstimmiges Einverständnis. 

Wer mit der Gesamtvorlage über das Waffengesetz ein-
verstanden ist, möge dies gleichfalls durch Hand erheben 2u 
erkennen geben. 

Abstimmungsresultat: Einstimmige Annahme. 

3. Abänderung des Vermittleramtsgesetzes. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Die fürstliche Regierung habe sei-
nerzeit eine Vorlage zur Abänderung des Vermittleramtsgesetzes 
unterbreitet. Die Finanzkommission habe die Vorlage durchbe-
raten und, habe beschlossen die Regierung einzuladen, diese 
Vorlage hinsichtlich der Kotwendigkeit weiterer Abänderungen zu 
überprüfen und wieder zu unterbreiten. Es sei dann ein zweiter 
Entwurf mit weiteren Abänderungen eingegangen. Er schreitet 
sodann zur ersten Lesung des Gesetzes und erklärt die im Arti-
kel 1 enthaltetenen Bestimmungen. 

Die Artikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, und 7 werden einstimmit genehmigt 

Abg.  Dr. Alois Vogt schlägt vor, in Artikel 8 anstatt " auf-
gezählten Ehrenbeleidigungsfällen " den- Ausdruck festgeleg-
ten Tatbestände " einfügen zu wollen. Er begründet die Abän-
derung damit, dass nicht alle vorkommenden Fälle unter den Be-
griff Ehrenbeleidigung eingereiht werden können und dass die 
Ehrenbeleidigungen ihrerseits auch wieder abgestuft seien. 

Die Artikel 8, 9, 10 und 11 werden einstimmig genehmigt. 

Vizepräsident Dr. Ritter schreitet sodann zur artikelweisen 
Beratung des Gesetzes über die Vermittlerämter. 

Abg. Oswald BLihler bringt einen Antrag auf Vertagung der zwei-
ten Lesung ein. Die Herren Abgeordneten sollten die Höglichkeil 
haben, die Vorlage in aller Ruhe noch durchzustudieren. Nach-
dem die abgeänderte Gesetzesvorlage den Abgeordneten nicht zu-
gesandt worden sei, sei dies vorher nicht möglich gewesen. 

Vizepräsident Dr. Ritter bringt den Antrag des Abgeordneten 
Oswald Bühler auf Vertagung der zweiten Lesung zur Abstimmung. 

Wer damit einverstanden ist, dass die zweite Lesung 
des Gesetzes über die Abänderung des Vermittleramtsgesetzes ver-
schoben werde, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 
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Abstimmungpergebnis: Einstimmige Annahme. 

4. Stiwidienordnimg (Kenntnisna c einer  von der Fürstlichen 
Regierung zu erlassenden Vcrordn 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter verliest ein diesbezügliches 
Schreiben der Regierung und bemerkt, dass die Stipendienord-
nung den Herren zugegangen sei. Ob gewünscht werde, dass der 
ganze Text im Landtag zur Verlesung komme. 

Abg. Josef Nebele verweist auf Art. 6 und die darin enthalte-
nen Stipendienansätze. Liechtenstein habe bekanntlich einen 
kleinen Zumachs an Priestern, er macht deshalb den Vorschlag, 
das Stipendium für Besucher Ces Priesterseminars auf Fr. 500.-
zu erhöhen. 

Vizepräsident Dr. Ritter stellt den Art. 6 und die Anregung 
des Abgeordneten Josef Negele zur Debatte. 

Abo.. Eugen Schädler unterstützt den Vorschlag des Abgeordneten 
Negele. 

Abrr. Rudolf Marxer unterstützt die Vorredner ebenfalls. 

Vizepräsident Dr. Ritter legt dem Landtag die Frage vor, ob 
den anderen Studierenden nicht auch eine Erhöhung des Stipen-
diums zugebilligt werden soll. 

Regierungschef Frick: Bei der Festlegung dieser Beiträge habe 
eic Regierung die Tatsache berücksichtigt, dass wir voraussicht 
lich die nächsten Jahre genug Juristen und Aerzte haben und dass 
es gut wäre, wenn sich die jungen Leute mehr auf die techni-
schen 73.cher verlegten. Aus diesem Grunde habe man das Stipen-
dium für Besucher technischer Hochschulen auf einen Betrag bis 
zu Fr. 500.-- festgesetzt. Es sei jedoch zu beachten, dass wir 
eigentliche Ingenieure im Lande selbst wenig beschäftigen kön-
nen, sondern eher Absolventen von technischen Mittelschulen. 
Deshalb hätte man eigentlich das grösste Gewicht Carauf zu le -
gen, dass die Studierenden solche Schulen absolvieren. 

Abg. Dr. Alois Vogt erkundigt sich, was die Regierung unter 
technischen Hochschulen verstehe, ob Physiker und Chemiker auch 
inbegriffen seien. 

ligiery231021111.12hi Alle Studenten, welche das Polytechni-
kum besuchen. 

Abg. Dr. Alois Vogt erklärt seine Auffassung darüber. Er 
legt dabei den Unterschied zwischen eigentlichen Technischen 
Hochschulen und Universitäten mit technischen Abteilungen oder 
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Laboratorien Car. Der Hörer an der Universität habe die Mög—
lichkeit, dazwischen hinein Lesungen über andere verwandte 
Wissensgebiete zu besuchen und Zwischenprüfungen abzulegen, da—
durch könne sich die Dauer des Studiums um 2 bis 4 Semester 
verlängern. Es wäre nicht gerecht, wenn man solche Leute unter 
die sogenannten ewigen Studenten einreihen und ihnen das Sti—
pendium entziehen würde. 

Regierungschef Frick erklärt, dass Physiker und Chemiker hin—
sichtlich Stipendiumserteilung als Besucher technischer Hoch—
schulen angesehen werden sollen. 

Ab2. Dr. Alois Vogt: Er verstehe durchaus, dass man die J'.us—
bildung der jungen Leute durch die Ansetzung der Stipendien ein 
wenig lenken wolle. Es sei jedoch eine gewisse Inkonsequenz vor• 
handeng die Besucher von technischen Mittelschulen sollten hö—
here Stipendien erhalten, denn diese seien es ja gerade, die 
wir in unserem Lande brauchten. Er schlägt vor, das Stipendium 
für Besucher von technischen Mittelschulen auf Fr. 250.-- fest—
zusetzen. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Es liege ein Antrag vor, das Stipen—
dium für Besucher des Priesterseminars auf Fr. 500.-- zu er—
höhen. Wer noch das Wort zu diesem Antrag wünsche? 

Abg. Dr. Alois VoEt: Er sei vollständig für den Vorschlag Ces 
Abgeordneten Negele, nur sei die Begrühdung falsch, denn durch 
die Erhöhung des Stipendiums werde man kaum mehr Kandidaten er—

 

halten. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter: Wer mit dem Antrag des Abge—
ordneten Negele auf Erhöhung des Stipendiums für Besucher des 
Priesterseminars auf Fr. 500.-- einverstanden ist, möge dies 
durch Hand erheben zu erkennen geben. 

Abstimmungserzebnis: Einstimmige Annahme. 

Abg. Engelbert Schädlcr: Er möchte eine Begrenzung in der Aus—
richtung der Stipendien vorschlagen und zwar dahingehend, dass 
jedem Hochschulstudentn nur für soviele Semester das Stipen—
dium ausbezahlt werde, als normalerweise zum Abschluss dieser 
Prüfungen benötigt würden. An ewige Studenten würde er keine 
Stipendien mehr bezahlen. 

Renderungschef Frick: Die Leistung sei an den Hochschulen kaum 
kontrollierbar, es handle sich dort nicht um Leistungsnoten 
wie an den Mittelschulen. 

Abc. Dr. Alois VogI! Wenn der Studierende z.B. Vorlesungen an—
derer Fächer besuche, wenn ein Jurist z.B. noch das Examen für 
den Dr. rer. pol. mache, so wäre es ungerecht, ihm das Sti—
pendium zu entziehen. Er möchte sich nur dagegen wehren, dass 
zu Lasten eines armen Studenten vielleicht eine Beschränkung 
getroffen werde. Es sollte jeder Fall gamndcrt untersucht werde 
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Abg. Engelbert Schädler: Er möchte nicht missverstanden werden 
er möchte selbstverständlich nur jenen Studenten das Stipcnium 
entzogen wissen, die bei den Prüfungen immer wieder durchfaller. 
und dies müsse sich doch feststellen lassen. 

Abg. Wendelin Bock weist darauf hin, dass dies schon in Ar-
tikel 4 geregelt sei, dort heisse cs " Keine Stipendien er-
halten Gesuchsteller, die in Führung und Leistungswille eine 
mindere als die zweite Notc aufweisen ". 

Regierungschef Frick weist nochmals darauf hin, dass an der 
Universität eine Leistungswille schwer kontrollierbar sei. 

Abg. Dr. Alois Vogt beantragt, dass die Regierung zu Artikel 
5 einen Absatz beifügen solle, welcher laute, dass die Regie-
rung bci Vorliegen entsprechender Gründe berechtigt sci, das 
Stipendium zu entziehen. 

Abe.. Oswald Bühler geht mit dem Antrag des Abgeordneten Dr.VogJ, 
einig. Es sci notwendig, dass man die Leistungen berücksich-
tigen könne. Auch würde er es sehr begrüssen, wenn der Be-
such der technischen Mittelschulen etwas gefördert würde. Nach-
dem Leute mit technischer Mittelschulbildung für unser Wirt-
schaftsgebiet ebenso wertvoll sind wie Leute mit Hochschulbil-
dung, Mache cr den Vorschlag, dic Besucher der technischen 
Mittelschulen denjenigen der technischen Hochschulen gleichzu-
stellen. Wenn man schon von Lenkung spreche, würde cr eine 
Bevorzugung :'.cr Besucher von technischen Mittelschulen lieber 
sehen. 

Abc. Dr. Alois Vogt: Diese Ausführungen seien ganz richtig, 
akademische Grade könnten bei uns nur eine ganz beschränkte 
Verwendung finden, während wir ziemlich viele Techniker be-
nötigten. Es seien eine ganze Reihe von schweizerischen Tech-
nikern in gehobenen Stellungen im Lande, z.B. in Balzers und 
Eschch. 

Recierungschef Frick:. Aus der vorhergehenden Diskussion er-
gebe sich, dass es eigentlich richtiger wäre, dic Besucher 
von technischen Mittel- und Hochschulen hinsichtlich Stipen-
diumsgewährung gleichzustellen und zwar auf einer Mittelstufe 
von Fr. 300.--

 

1,bc. Rudolf Marxer schlägt seinerseits vor, dass angesichts 
der Tatsache, dass wir dringend Techniker benötigen, ein Sti-
pendium von Fr. 400.-- am Platze wäre. 

Vizepräsident Dr.  Ritter: Dann würde er aber den Ansatz von 
Fr. 500.-- für alle belassen—Ein entsprechender Zuwachs von 
Technikern wäre eine wertvolle Bereicherung für uns. 

Abg. Oswald Bühlcr schliesst sich dem Vorschlag des Abgeord-
neten Rudolf Marxer an, 

Abg. Josef Negcle desgleichen. 
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Vizepräsident Dr. Ritter lässt vorerst über den Antrag Dr.Vogt 
abstimmen, " die Regierung ist bei Vorliegen entsprechender 
Gründe berechtigt, das Stipendium zu entziehen ". 

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, möge dies 
durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimnungscr  Einstimmige Annahme. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Die geführte Diskussion beweise das 
Interesse-  des Landtags an der Stipendienordnung. Man sollte 
vielleicht doch noch eine vollständige Lesung vornehmen. 

Abg. Dr. Alois Volt erwähnt, dass ihm der Ausdruck " bedürf-
tig " in Artikel 3 nicht besonders gut gefalle. Studieren 
koste viel Geld und es seien nicht viele Väter, welche das Geld 
voll und ganz selbst aufbringen könnten. Man müBse doch nicht 
arm sein, um ein Stipendium beziehen zu können. 

Recieruy2gschef Frick: Die Ausführungen des Abgeordneten Dr.Vog 
hätten viel für sich, man habe tatsächlich versucht, die Bc -
dürftigkeit zum umschreiben. Die Regierung wollte dadurch das 
Gegenteil zur jetzigen Uebung demonstrieren, wo eben jeder 
das vorgesehene Stipendium beziehen konnte. Die jetzt vorlie-
gende Stipendienordnung ziele darauf ab, dass die vom Landtage 
zur Verfügung gestellten 'littel für jene jungen Leute verwen-
det würden, die ohne die Unterstützungen einen Beruf nicht er-
lernen könnten. Es soll also dort geholfen werden, wo es nötig 
ist und zwar soll die Hilfe wirksam seih. Ein Stipendium soll 
nicht nur ein Trinkgeld an den Lehrling oder den Studenten sein 
sondern eine wirkliche Hilfe an den minderbemittelten Familien-
vater darstellen. Verschiedene Studenten und. Lehrlinge würden 
künftighin kein Stipendium mehr erhalten, während andere kräf-
tiger unterstützt würden. 

Abg. Oswald Bühler beantragt, dass bei Art. 3, Absatz 2 nur 
der7erste Satz bestehen gelassen und das andere gestrichen wer-
den soll. Der Absatz würde dann folgendermassen lauten: 

" Dabei sind die Vermögens- und Einkommensverhält-
nisse zu berücksichtigen. Für Bedürftige sind die Stipendien 
so anzusetzen, dass sie eine wirkliche Hilfe bedeuten. " 

Abg. Dr.  Alois Vogt schlägt vor, dass Stipendien grundsätz-
lich nur dort ausgerichtet werden sollen, wo es die famili-
ären und finanziellen Verhältnisse rechtfertigen. Er möchte 
noch etwas gestrichen haben, den Passus " Erwerbswilligkeit 
der Familienmitglieder zu berücksichtigen ". Er begründet dies 
damit, dass ein fleissiger Student vielleicht einige erwerbs -
tätige Brüder haben kann, die ihr Einkommen vielleicht für 
alles Mögliche verwenden, nur nicht für die Unterstützung der 
Familie. Dann müsste es bei Belassung des jetzigen Passus der 
Studierende büssen. So sei wenigstens die Möglichkeit gegeben, 
aus einer zerrütteten Familie vielleicht noch eine gute Kraft 
heranzuziehen. 

Regierungschef Frick: Er könne sich mit dieser Anregung einver-
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standen erklären. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Die Abänderung ginge also dahin, das. 
der Artikel folgendermassen lauten würde: 

" Stipendien sind grundsätzlich nur dort auszurich-
ten, wo die familiären Verhältnisse eine Unterstützuxg aus 
öffentlichen Mitteln rechtfertigen. " 

Ferner würde im zweiten Absatz die " Erwerbswillig-
keit der -Familienmitglieder " und der letzte Satz gestrichen. 
Das Marginale a) würde ebenfalls wegfallen. 

Der Vizepräsident erkundigt sich, ob sich zu die-
sem Antrag noch jemand zu äussern wünscht. Nachdem sich nieman.' 
zu Worte meldet, schreitet er zur Abstimmung. 

Vier mit dem Antrag des Abgeordneten Dr. Vogt ein-
verstanden ist, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

,bstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Die Artikel 4, 5, 6 werden genehmigt. 

Abg. Fidel Brunhart: Im Artikel 7 sei folgender Passus ent - 
halten: " Gesuchsteller, die ihre Lehre im Ausland absolvie-
ren, sind vor hicsien Lehrlingen zu bevorzugen, Ihnen können 
die Lehrlingskosten, sofern sie die Lehrstelle durch Vermitt-
lung oder über Anweisung der hiesigen Lehrlingskommission (bezw 
des Arbeitsamtes oder der Regierung) annehmen, bei Bedürftig - 
keit und wenn die weiteren Voraussetzungen gegeben sind, bis zu 
8012 übernommenlaerden ". Er finde, dass man hier reichlich 
weit gehe. 

Regierungschef Frick: Die Kosten für 04e Lehrstellen seien 
sehr unterschiedlich, es gebe Lehrstellen mit Fr. 1000.--, 
die höchste sei ihm bis heute mit Fr. 2500.-- Kosten unterge-
kommen, der Abgeordnete Dr. Vogt nahe jedoch solche mit Fr. 
3000.-- erwähnt. In einem grösseren Werk mit separaten Lehr-
lingswerkstätten müsse man schon mit einem grossen Betrage 
rechnen. 

Fidel Brunhart: 502 erschienen ihm doch sehr hoch, denn bei 
der heutigen Inanspruchnahme der Stipendiengelder könnte diese 
Regelung sehr hohe Beträge ergeben. Wenn es jedoch schon im 
Budget vorgesehen sei, stelle er keinen Antrag. 

Regierungschef Frick antwortet, dass sich Lehrlingskommissior 
und Regierung hinsichtlich dieser Stipendien eben ita Rahmen des 
Budgets zu halten hätten. Die Stipendiengesuche würden aus 
diesem Grunde in Zukunft gesamthaft behandelt. Selbstverständ 
lich sei der Prozentsatz der Lehrlinge verhältnismässig klein, 
welche unter diese Bestimmung fallen. 

Abg. Josef Marxer erkundigt sich, welches der in der beste-
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holden Regelung bis jetzt ausbezahlte höchste Prozentsatz sei. 

Regierungschef Frick teilt mit, dass bisher einfach pro Lehr-
ling und Jahr Fr. 100.-- ausbezahlt wurden. 

Abg. Wendelin Bcck regt an, dass auch cinc Kontrolle über die 
Leistungen der Lehrlinge und die Dauer der schon verbrachten 
Lehrzeit durchgeführt werden sollte. Es seien ihm Fälle be-
kannt, wo Lehrlinge die Lehre angetreten, nach kurzer Zeit 
das Stipendium bczogch hätten und nachher aus der Lehre gelau-
fen seien. 

Die Artikel 7, 8, 9, und 10 werden genehmigt. 

Vizepräsident Dr. Ritter erkundigt sich, ob sich noch jemand 
über diesen Traktandenpunkt zu äussern wünscht. Nachdem sich 
niemand zum 1:lorte meldet, schreitet er zur Abstimmung: 

Vier mit der abgeänderten Form der Stipendienordnung 
einverstanden ist, möge dies durch Hand erheben zu erkennen 
geben. 

Absti2211nahnlP : Einstimmige Annahme. 

s. Neurcgclunder Knechteprämie.  

Vizepräsident Dr. Alois Ritter verliest ein diesbezügliches 
Sciireiben der Regierung, erklärt die Ansätze und stellt den 
Punkt zur Debatte. 

Abg. Joscf Marxer frägt an, ob während Ces Sommers und Win-
ters die gleichen Ansätze gewährt würden. Er mit dem Vorschlag 
einverstanden, doch möchte er ersuchen, dass die eingereich-
ten Gesuche auch wirklich genau überprüft werden. 

Viz.1,:pnäsident Dr.  Ritter: Es müsse jeder Gesuchsteller minde - 
stens 4 Monate beim gleichen Meister arbeiten und in dessen 
Hausgemeinschaft leben. Für verheiratete Knechte könnte sich 
dies als unzweckmässig erweisen. Es sei eine Frage, ob ein 
Verheirateter in die Hausgemeinschaft des Arbeitgebers aufge-
nommen werden muss, denn es komme bei uns doch sehr selten vor, 
dass Arbeitgeber und Knecht mit ihren Familien beisammen wohnen. 

Rgierungschef Frick: Es sei grosses Interesse vorhanden, mög-
lichst auch Verheirateten die Existenz in der Landwirtschaft 
zu ermöglichen. Es wäre deshalb tatsächlich besser, wenn man 
diese Bestimmung herausliesse. 

Abg. elbert Schädlcr: Die Freistellung von der Hausgemein - 
schaft des Arbeitgebers soll jedoch nur für Verheiratete erfol-
gen. 
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Vizepräsident Dr. Alois Ritter weist darauf hin, dass diese 
Bestimmung auch für ledige Personen, besonders für eigentliche 
Hilfskräfte sehr hinderlich sein könne. Wenn eine solche Per—
son noch in der väterlichen Hausgemeinschaft wohne oder ein 
eigenes Heimwesen habe, so werde sie dieses wahrscheinlich 
kaum verlassen wollen. Nachdem sich niemand mehr zum Worte 
meldet, schreitet der Vizepräsident zur Abstimmung: 

_ Wer mit der Streichung der Bedingung, dass der Ar — 
beitnehmer während der Dauer seines Dienstes in die Hausgemein—
schaft des Arbeitsgebers aufgenopmen werden muss, einverstan —
den ist, möge dies durch Hand erheben zu erkennen geben. 

Abstimmungsergebnis:  Einstimmiges Einverständnis. 

Wer mit dem Gcsamtvorschlag über die Neuregelung 
der Knechteprämich einverstanden ist, wolle dies ebenfalls 
durch Hand erheben bestätigen. 
Abstimmungsresultat: Einstimmige Annahme. 

6. Gesuch des Liechtensteinischen Bauernvereins  um Gewährung  
einer. Subvention für eine Heupresse.  

Vizepräsident Dr. Ritter verliest ein diesbezügliches Schrei—
ben der Regierung, informiert über das Gesuch und stellt das—
selbe hierauf zur Debatte. Die Finanzkommission habe beantragt, 
eine Subvention ton 30% auszurichten. 

Abp„. Engelbert Schädler: Er könne es nicht verstehen, 'dass 
Liechtenstein einerseits soviel Butter und Milch einführe und 
anderseits soviel Heu ausführe. Man solle versuchen die Pro—
duktion im Lande selbst zu steigern, es wäre dies bestimmt 
noch möglich. 

Abg. Johann talachter führt aus, dass die heutige Entwicklung in 
der Landwirtschaft Liechtensteins bedauerlich genug sei. Die 
kleinen und mittleren Bauern schlössen nacheinander die Ställe. 
Man könne sie nun einmal nicht dazu zwingen, sich in der Land —
wirtschaft zu betätigen. Ausserdem sei zu erwähnen, dass durch 
die Wechselwirtschaft heute in unserem Lande viel mehr Heu pro—
duziert werde als früher. Wir würden wahrscheinlich auch noch 
Heuüberschuss haben, wenn unsere Landwirtschaft gut gestellt 
wäre. Er schildert hierauf die Verhältnisse im Lagerhaus Sebaan 
dass es sehr uöständlich sei, wenn die Heipresse immer von aus—
wärts bestellt werden müsse. Bei der bisherigen Regelung habe 
man weder dem Verkäufer noch dem Käufer richtig dienen können. 
Ungepresstes Heu sei heute kaum mehr verkäuflich. Die Anschaf—
fung rechtfertige sich voll und ganz. Er ersucht deshalb den 
Landtag, die 30% Subvention bewilligen zu wollen. 

Abg. Josef Marxer bezieht sich auf die Acusserungen des Abge—
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ordneten Engelbert Schädler und führt aus, dass man der heuti-
gen Entwicklung in der Landwirtschaft machtlos gegenüberstehe, 
deshalb müsse man versuchen, wenigstens die vorhandenen Pro-
dukte noch abzusetzen. Er weist darauf hin, dass gerade Tric - 
senberg ja hauptsächlich auf Milchwirtschaft abstellen müsste, 
warum es denn dort nicht besser stehe? Selbstverständlich 
wäre es besser, wenn das Heu im Lande verwertet werden könnte. 
Der Abgeordnete Wachter habe mit seinen Ausführungen vollkommen 
recht. Es sei besser, wenn man das Heu verkaufe, als es jahre-
weis in den Scheunen liegen zu lassen, bis es vielleicht nicht 
mehr verwertbar sei. Er unterstützt das Gesuch wärmstens. 

Abo.. Dr. Alois Vogt: Er möchte das Gesuch unterstützen. Der 
Bauernverein presse nun schon seit 10 Jahren Heu. Das Pressen 
sei zur Verwertung des Heus absolut notwendig, ob man nun ex-
portiere oder nicht. Was die Vorwürfe an dic Landwirtschaft 
anbelange, so seien die Gründe über deren Rückgang sehr ver-
schieden. Eine ausgesprochene Milchwirtschaft in Triesenberg 
sei ausgeschlossen, dazu lägen die Gebiete zu zerstreut. Bei 
der Milchwirtschaft sei erste Bedingung, dass der Anlieferungs-
wcg kurz sei. Triesenberg habe jedoch die meisten Galtalpen, 
das sei ein Vermögen, welches ausgenützt werden müsse. Dadurch 
sei Triesenberg für die Aufzucht direkt vorbestimmt und könne 
zum Ausbau der Viehwirtschaft im Tale entscheidend beitragen. 
Triesenberg müsse als Nachlieferant von Jungvieh bestehen blei-
ben. Die Gründe für den Rückgang der Viehwirtschaft im Unter-
land in den letzten Jahren seien verständlich, einerseits ma - 
chz sich auch bei uns die Landflucht bemerkbar, anderseits und 
zum weitaus grössten Teil komme es daher, dass die Bauern sich 
sozusagen nur aufs Pflänzen umgestellt hätten, weil dies viel 
rentabler gewesen sei. Wenn der Bewirtschaftungsgrad auf ande-
ren Gebieten wieder geringer werde, werde sich dies schon wie-
der geben. Die Erfahrungen der letzten Jahre hätten gezeigt, 
dass eine Heupresse notwendig sei. Irgendwelche Umstellungs-
massnahmen könne man nicht als Anlass nehmen, keine Heupresse 
anzuschaffen. 

ipgt Iohann Wachter: Wenn in unserer Landwirtschaft richtige 
Wechselwirtschaft betrieben werde, so werde es nie mehr Heu—
mangel geben, ausser in ausgesprochenen Fehljahren. 

Abg. Wendelin Beck kommt auf die verschiedenen Bemerkungen 
betreffs Milchwirtschaft in Triesenberg zurück und teilt mit, 
dass Triesenberg heute keine Milch mehr einführen müsse, übri-
gens sei die Milcheinfuhr am Tricsenberg nicht so gross gewe-
sen. 

Regierungschef Frick entgegnet dem Abgeordneten Vlendelin Beck, 
dass seinerzeit tagtäglich grosse ''`uantitäten Milch eingeführt 
worden seien. Die Milchwirtschaft- sei dort nicht befriedigend 
gewesen. In diesem Jahre habe sich ein starker Absatzmangel 
an Pflanzproduktcn bemerkbar gemacht, vor allem bei Einschneide 
kabis. Die Landwirte würden wahrscheinlich ganz automatisch 
zur Umstellung gezwungen. Einmal werde sich auch bei uns die 
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Landwirtschaft wieder organisch entwickeln. Wenn wieder ge-
nug Milch vorhanden sei, werde auch der Milchpreis etwas ge-
senkt werden und dann sei unsere Landwirtschaft auch in der 
Herstellung von Molkereiprodukten wieder konkurrenzfähig. 

Englbert Schädler: Er möchte betonen, dass er absolut 
nicht die Anschaffung dieser Heupresse verhindern wolle, doch 
scheine ihm, dass in der Viehwirtschaft in den letzten Jahren 
wenig Anstrengungen unternommen worden seien, sonst könnte es 
heute nicht so schlecht stehen. Er gehe mit dem Abgeordneten 
Dr. Vogt nicht ganz einig in dem Sinne, dass sich in Triesen-
bcrg ganz bestimmt auch rentable Milchwirtschaft betreiben 
lasse, sofern sie richtig aufgezogen werde. 

Abg. Dr. Alois Volt: Es hänge alles von der Transportfrage 
ab, die Steigerung der hilchproduktion bringe automatisch 
einen Rückgung des Milchpreises. Es sei fraglich, ob sich un-
ter diesen Umständen die weiten Transporte in Triescnberg noch 
lohnen würden. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Nachdem kein Abänderungsantrag vor-
liege, bringe er den Antrag der Finanzkommission auf Subven-
tionierung der Heupresse mit 30% auf Fr. 12476.-- AnschrIffungs 
kosten zur Abstimmung. 

Wer mit dem Antrag der Finanzkommission einverstan-
den sei, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Gesuch der Gemeinde  Vaduz um GewährlIng92212:22-11972 
für die Anschaffung einer Röntgen-Einrichtung im Spital  
in Vaduz.  

nmpräsident Dr. Ritter verliest das Gesuch der Gemeinde Va-
duz und ein diesbezügliches Schreiben der Regierung und stellt 
das Gesuch zur Debatte. 

Regierungschef Alexander Frick referiert über diesen Punkt. 
Die Tuberkulosekommission veranlasse jetzt jedes Jahr über 
2000 Durchlcuöhtungen. Der jetzt im Betrieb stehende Apparat 
sei zu wenig abgesichert und alt; der Arzt habe erklärt, dass 
er im heutigen Zustand dem Arzt und Patienten direkt gefährlich 
werden könne. Der neue Apparat sei ganz speziell für Lungen-
durchleuchtungen vorgesehen. Dass für die Tuberkulosebekämp-
fung alles getan werden müsse, zeigten die bisherigen Erfolge. 
Patienten, die früher gestorben wären, könne man heute oft 
schon nach cinam Jahr Kurdauer wieder in den Arbeitsprozess 
einschalten. Man habe sich für die Anschaffung des billigeren 
Apparates entschieden, weil die Apparatur für Spezialaufnah-
men heute im Spital Vaduz noch nicht stark benötigt werde. Den 
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teuren Spezialapparat könne man dann einmal kaufen, wenn sich 
alle liechtensteinischen Aerzte verpflichten, ihre Patienten 
im Spital Vaduz röntgen zu lassen. Heute sei dies nicht der 
Fall. Der vorgesehene Apparat koste rund Fr. 7000.-- und die 
Regierung schlage vor, denselben mit 50% zu subventionieren. 

Vizepräsident Dr. Ritter verliest noch das Expos0 von Dr.Steige: 
von Wallenstadtberg. 

Ab . Dr. Alois Vogt: Er möchte den Antrag der Regierung unter-
stützen, - an sich hätte die derzeitige Apparatur aus Sicherheits 
gründen schon längst abgesprochen werden müssen, da er für Rei-
hendurchleuchtungen absolut ungeeignet sei. Er frage sich nur, 
ob die Gemeinde Vaduz dann später mit der Verpflichtung für die 
Reihendurchleuchtungen nicht ausschlüpfe. 

Regicrunmphef Alexander Frick: Die Durchführung der Reihen-
durchleuchtungen sei natürlich Voraussetzung für die Gewährung 
dieser erhöhten Subvention. 

Vizepräsident Dr. Ritter erkundigt sich, ob einer der Herren 
hbgeordneten zu diesem Traktandenpunkt noch Stellung nehmen 
wolle, nachdem dies nicht der Fall ist, schreitet er zur Ab-
stimmung: 

Wer mit dem Antrag der fürstlichen Regierung über 
Gewährung einer 50Agen Subvention an die Anschaffung einer 
Röntgen-Einrichtung für das Spital Vaduz zum voraussichtlichen 
Kostenbetrage von Fr. 7000.-- einverstanden ist, möge dies durch 
Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

8. Gesuch der Landgerichtskanzlei urAnstellun_g einer neuen Bureau.: 
kraft. 

Vizepräsident Dr. Ritter verliest das Gesuch der Landgerichts-
kanzlei und ein diembezügliches Schreiben der Regierung. Hie-
rauf stellt er den Punkt zur Debatte. 

Abg.  Eugen Schädlcr teilt mit, dass anlässlich des Rundganges 
der Geschäftsprüfungskommission Herr Kanzleileiter Frick die 
Anstellung einer dritten Kraft gefordert habe. Herr Frick habe 
hicfür die gleichen Gründe vorgebracht, wie sie im Gesuche ent-
halten seien. Die Arbeit in der Landgerichtskanzlei häufe sich 
augenscheinlich so, dass sie von den vorhandenen Angestellten 
in der normalen Arbeitszeit unmöglich bewältigt werden könne. 

Abg. Oswald Bühler: Er möchte das Ansuchen empfehlen. Wenn 
in einer Kanzlei ein normaler Arbeitsgang nicht möglich sei, 
so gehe das auf Kosten der Ordnung im Betrieb, dann spare man 
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a, falschen Ort. Es würde auf alle Fälle viel mehr Geld ver-
loren gehen, als für einen Angestellten bezahlt werden müsste. 

Vizepräsident Dr. Ritter erwähnt der Vollständigkeit halber, 
dass die Finanzkommission diel GesuchGesuch befürwortet habe. Er frägt 
an, ob sich noch jemand zu diesem Traktandenpunkt zu äussern 
wünsche. Nachdem dies nicht der Fall ist, nimmt der Vizeprä-
sident die Abstimmung vor: 

Wer dafür ist, dass die fürstliche Landgerichtskanz 
lei eine weitere Kraft erhalten soll, möge dies durch Hand 
erheben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis: 12 Ja, 3 Nein. 

9.  Gesuch des Herrn Rudolf Schädler, Gaflei, Um Zuwendung  
eines  Jagdnachtanteils. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter verliest das Gesuch des Herrn 
Rudolf Schädler und die Stellungnahme der Regierung hiczu. Hic 
rauf stellt er das Gesuch zur Debatte. 

Abi;. Oswald Bühler: Er sehe keine Möglichkeit auf Berücksich-
tigung dieses Gesuches. Es sei festzustellen, dass cs sich 
bei diesem Jagdpachtanteil hur um einen ganz kleinen Betrag 
handle. Es müsste zuerst genau überprüft werden, ob ein Pri-
vater ausser den Gemeinden überhaupt berücksichtigt werden kann 
und ob das Jagdgesetz die Berücksichtigung eines einzelnen Ge-
suches überhaupt zulasse. Nachdem der Jagdpachtanteil elt-
sprechend der Fläche nur sehr klein sei, finde er, dass es kaum 
einen Viert habe, deswegen Gesetze zu ändern. Er stelle daher 
den Antrag auf Ablehnung Ces Gesuches. 

Ab l. Dr. Alois Vogt bemerkt, dass das Gesuch als solches nur 
nach Abänderung des Jagdgesetzes berücksichtigt werden könnte. 
Er glaube auch, dass Artikel 22 der Verfassung dadurch ange-
tastet würde. Er gibt hiczu die Begründung bekannt. Das Ge-
such müsse effektiv in dieser Form abgelehnt werden. 

Vizqprä4sident Dr. Ritter erkundigt sich, ob sich noch jemand 
zu diesem Gesuch äussern wolle. Nachdem sich niemand mehr 
zum Worte meldet, bringt er den Antrag des Abgeordneten Büh-
ler auf Ablehnung des Gesuches zur Abstimmung: 

Wer mit dem Antrag des Abgeordneten Bühler auf Ab-
lehnung des Gesuches des Herrn Rudolf e'hädler 112 Zuwendung 
eines Jagdpachtanteils einverstanden ist, möge dies durch 
Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsresultat: Einstimmigkeit mit einer Enthaltung. 

Mittagspause um 12 h.  
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Fortsetzung der Sitzung um 14.50 h. 

10. Genehmigung des Betriebsvoranschlags der Liechtensteini-
schen Kraftwerke für das Jahr 1950. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Der Landtag habe noch den Voran-
schlag der Liechtensteinischen Kraftwerke für das Jahr 1950 
zur Kenntnis zu nehmen. Der Voranschlag sei der Geschäfts-
prüfungskommission übermittelt worden und diese schreibe, dass 
sie den Voranschlag gutheissen könne und Zustimmung empfehle. 
Vizepräsident Dr. Ritter behandelt den Voranschlag und stellt 
ihn hierauf zur Debatte. 

Abg. Oswald Bühler: Vorerst möchte cr feststellen, dass der 
Voranschlag vorsichtig gehalten sei. Wenn alles gut gehe, so 
könnten die Kraftwerke die dort eingesetzten Leistungen durch-
halten. Voraussetzung hiefür sei jedoch, dass das zweite Aggr( 
gat rechtzeitig oder wenn irgend möglich noch vor der Zeit an-
geliefert werden könne, dann könnte noch bedeutend mehr aus 
dem neuen  Werk herausgeholt werden. Er informiert den Landtag 
eingehend über den Voranschlag. Es sei immerhin besser, der 
Voranschlag sei so gehalten, dass cr von der Verwaltung auch 
eingehalten werden könne, als wenn man grosse Pläne mache und 
am Jahresende dementsprechende Rückschläge zu verzeichnen habe. 

iLha.
2 23 121232.M1 Die ganzen Anlagen, welche in den letz-

ten Jahren gebaut wurden, seien schon für den heutigen Strom-
verbrauch gebaut, so seien insbesondere die Transformatoren-
anlagen dem heutigen Verbrauch vollkommen gewachsen. Zum Gross-
teil sei das Geld für den Ausbau der Anlagen dem Betriebser-
gebnis des Lawenawerks entnommen worden, es handle sich um ca. 
2 - 3 Millionen. In den nächsten zehn Jahren dürfte das beste-
hende Verteilernetz und die Transformatorenstationen genügen. 
Durch den Wegfall dieser Mehrbelastung sei die Verzinsung auch 
des höheren Kredits beim Sarainawerk voll gewährleistet. Zu den 
Zahlen selbst könne cr nicht viel sagen, da dies ausgesproche-
ne Erfahrungswerte seien. Wie- sich nun die neue Anlage hin-
sichtlich Kinderkrankheiten bewähre, könne heute noch nicht 
gesagt werden. Ein schwacher Punkt liege auf alle Fälle beim 
zweiten Schieber, doch könne derselbe noch nicht ausprobiert 
werden, weil dadurch ein Stromunterbruch entstünde. Die Nord-
ostschweizerischen Kraftwerke wehrten sich ebenfalls dagegen, 
dass man in ihrem Netz Experimente mache. Es bleibe jedoch 
nichts übrig, als sämtliche Betriebe einmal stillzulegen. Die 
Firma Eschen - Wyss verweigere anderseits die Garantie für die 
Turbine, bevor der Schieber nicht ausprobiert sei. 

Regierungschef Frick: Es würde ihn interessieren, ob es nicht 
möglich wäre nach einem Jahre den NOK eine sichere Leistung zu 
garantieren und dafür einen höheren Preis pro kWh zu erhalten. 
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Abi;. Dr. Alois Vogt: Wir müssten auch die Leistung garantieren 
können, nicht nur die Strommenge. Dies sei heute allerdings 
schwer zu überprüfen, da Cas Werk erst im Anfang seiner Ent-
wicklung stehe. 

Regierungschef Alexander Frick: Es wäre doch gut, wenn man 
diese Möglichkeit zu gegebener Zeit einmal prüfen würde. 

Ab,. Oswald Bühler: Die Direktion der Liechtensteinischen Kraft-
werke habe erklärt, dass der grosse Vorteil beim Vertrag für 
die LKW gerade darin liege, dass sie nach keiner Seite hin ge-
bunden seien. Die Nordostschweizerischen Kraftwerke hätten ga-
rantiert, dass sie den Liechtensteinischen Kraftwerken Strom 
bis zu einer gewissen Menge abnehmen; sofern sie ihn nicht ab-
nehmen könnten, ;:ürden sie ihn trotzdem bezahlen. Er erklärt 
hierauf die Wasserfrage in der Samina; 75 lit./sec. gingen uns 
jetzt den Winter durch an Sickerwasser noch verloren, man müsse 
alles unternehmen, dieses Wasser unter dem Staubecken zu sammeln 
und in die Hangleitung zurückzupumpen, denn 75 lit./sec. seien 
für c'•.ie Stromerzeugung eine beträchtliche Menge Wasser. Bevor 
die Liechtensteinischen Kraftwerke einen Vertrag mit Lieferungs-
garmtie für ein bestimmtes Quantum Strom eigehen könnten, büss-
ten diese Angelegenheiten noch alle überprüft werden. 

AbG. Wendenn Beck: Der Abgeordneten Bühler habe von einem 
Pumpwerk gesprochen. Er sei erstaunt, dass nach Fertigstellung 
Ces Werks nun noch Pumpwerk dazukommen soll, um das Sickerwasser 
aufzufangen. Seiner Ansicht nach könnte dies höchstens im Win-
ter interessant sein und dann gefriere das Wasser vollständig. 

ilh
e2
jillej t121239EI erklärt, dass das Wasser so tief fliesse, 

dass cs nicht mehr gefrieren könne. Dasselbe werde durch Drai - 
nageröhren abgefangen. Es handle sich hier nicht um Oberflächen 
wasser. 

Rc icrun .schcf Frick: Wenn die Ansicht des Abgeordneten Wen-
delin Beck richtig wäre, so mil. sten 75 lit./sec. in einem Win-
ter einen ziemlich grossen Gletscher ergeben, was aber sicher 
nicht der Fall sei. 

Vizepräsident  Dr. Ritter lässt über den Antrag der Geschäfts-
prüfungskommission abstimmen. 

Vier mit dem Antrag der Geschäftsprüfungskommission 
auf Genehmigung des Voranschlags der Liechtensteinischen Kraft-
werke einverstanden ist, möge dies durch Hand erheben bestäti-
gen. 

;,bstimmungsresult..t: Einstimmige Annahme. 

Vizepräsident Anlässlich der gestrigen De-
batte sei der Vorschlag auf Abänderung des Organisationsstatuts 
über die Iiechtensteinischen Kraftwerke in der Hinsicht gemacht 
worden, dass die Ueberprüfung des Voranschlags durch die. Treu-
handstelle ausgeschaltet und dieselbe dafür durch die Geschäfts-
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prüfungskommission vorgenommen werden soll. Man könnte sich 
'auch die Frage vorlegen, ob man den Voranschlag nicht einfach 
nur vorn Landtag bewilligen lassen wolle. 

Abg. Dr. Alois Vogt:.  Es sei nicht notwendig, dass der Voran-
schlag von der Geschäftsprüfungskommission überprüft werde, 
derselbe passiere ja die Finanzkommission, bevor er dem Land-
tag vorgelegt werde. 

Vizuräsident Dr. Ritter: Wenn der Vor7Inschlag von der Finanz-
kommission behandelt werde, würde dies seiner Ansicht nach 
auch genügen. 

Abg. Dr. Alois Vogt: Dies sei nicht möglich, denn die Um-
gehung des Landtags würde die ganzen Vorschriften Ces Organi-
sationsstatuts auf den Kopf stellen. Die Genehmigung des Vor-
anschlags stelle eine Art Kreditbcwilligung für den Verwaltungs 
rat der Liechtensteinischen Kraftwerke dar, auf welche dersel-
be nicht verzichten könne. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Er sehe nicht ein, warum dieser Vor-
anschlag von so vielen Instanzen behandelt werden müsse, er 
könnte doch von der Regierung und der Finanzkommission bcvil-
lit werden. 

Abg. Oswald Bühler: Es hätte jeder der beiden Vorschläge etwas 
für sich. An und für sich könnte man die Genehmigung des Vor-
anschlags ohne weiteres der Regierung zuschreiben, denn der 
Voranschlag werde vorn Verwaltungsrat gründlich geprüft. Uebri-
gcns seien im Verwaltungsrat ja Abgeordnete und Regierung ver -
treten. Anderseits habe der Vorschlag des Abgeordneten Dr. Vog 
betreffs Kreditgewährung auch seine angenehme Seite. 

Viz_cpräsic'cnt Dr. Ritter  frägt an, ob die Herren Abgeordneten 
damit einverstanden seien, dass der Landt24 die Regierung ein-
lade, das Organisationsstatut der Liechtensteinischen Kraft-
werke hinsichtlich einer zweckmässigen Abänderung zu über-
prüfen und Cem Landtag Abänderungsvorschläge zu unterbreiten. 

Wer reit diesem Vorschlag einverstanden sei, möge 
dies durch Hand erheben zu erkennen geben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmiges Einverständnis. 

11. Bericht  der Geschäftsprüfungskommission.  

Vizepräsident Dr. Ritter eröffnet die Weiterführung der in der 
letzten Sitzung unterbrochenen Debatte über den Bericht der 
Geschäftsprüfungskommission. 
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Abg. Dr. Alois Vogt: Hinsichtlich des Zusatzberichtes sei noch 
nicht alles abgeklärt, cr habe j.enselben deshalb noch nicht 
vorlegen können. 

Vizejoräsident Dr. Ritter: Er würde in diesem Falle die ;:;anze 
Diskussion verschieben,bis der Bericht vollständig vorliege. 

Der Vorschlag wurde einstimmig, mit Enthaltung der Stimmen der 
Mitglieder der Geschäftsprüfungskommission angenommen.  

12. Bestellung des Landesausschusses. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Mit der heutigen Sitzung gehe die 
diesjährige Session zu Ende. Nach vieljähriger Gepflogenheit 
sei immer die Finanzkommission als Landesausschuss bestellt 
worden, ob man dies heuer auch so machen wolle. 

Der Landtlg gibt hiczu seine Zustimmung bekannt. 

Wer mit der Bestellung der Finanzkommission als Lan-
desausschuss einverstanden sei, möge dies durch Hand erheben 
zu erkennen geben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmiges Einverständnis, bei Enthal-
tung der Stimmen der Finanzkommissionsmitglieder. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Damit wäre die Session beendet. Er 
benütze die Gelegenheit, um allen Herren Abgeordneten und dem 
Herrn Regierungsvertreter für ihre Mitarbeit bestens zu danken. 
Gleichzeitig wünscht cr allen ein frohes Weihnachtsfest und ein 
gutes neues Jahr. 

Regierungschef Frick dankt dem Herrn Vizepräsidenten für seine 
Worte, gleichfalls dem ganzen Landtage für die angenehme Zu-
sammenarbeit undschliesst die Session im Sinne von Art. 55 der 
Verfassung im Auftrage Seiner Durchlaucht des Landesfürsten. 

Schluss: 16.15 h. 

ProtCkoll genehmigt: 

Der Präsident: 

Die Schriftführer: 

ce-r,e1/7 
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tiefenrietnales todes-Gefeljblott 
eabtgang 1949 91r. 22 21usgegebett am 24. Meinaber 1949 

einan4rAele# 
für bas SAE 1950 

Zcj erteile bem naedienbett auf 6runb ber 2Irt. 2, 68 
unb 69 ber Verfaffung gefabten 2anbtogsbefthluffe vom 
21. zea. 1949 Meine 3uffintmung: 

et. 1. 
2anbesausgaben für bas Zahr 1950 werben auf bie 

eumme von 4.775.948.57 Kranien für ble orbenttiche unb 
3tünfen 1.420.000.— für et. o. Rechnung fettgete. 

litt. 2. 
Ate im angelchloffenett Voranfeage eingeteilten 23e,. 

träge bürfen nur bei ber betreffenben 2lbteilung unb Vott 
bermenbet werben. 

Sur 23eftreitung gem5f3 2frt. 1 bewilligten 2anbes= 
(9sgaben werben bie im angefchloffenen Voranichlage mit 
4.451.200.- ranfen feitgeieen einneptten beffimmt. 

et. 3. 
Zie eubventionen für Nüfe. unb Meinbauten werben im Zahre 1950 auf 70 0/0 feftgefebt. 

1rt. 4 
Zie 93ermögeits= unb Erwerbstteuer für 1949 für bas 

zanb wirb gemäf3 2irt. 39 unb 40 bes Eteuergefebes vom 
11. Zänner 1923 2.6.931. 97r. 2, ber 9iovelle hieatt vom 
,-10. Mai 1924 £.6.231. 91t. 7 batv. vom 24. Mai 1937 mit 
ueni Satie von 1,05 0/00 vom 93ermägen unb 1,4 °A vom Erwerb 
eingehoben. Zie 6emeinben finb berechtigt, au ben vorftehew 
ben Steuerfähen Sur 23eftreitung ber ffiemeinbebebürfniffe 
auichläge bis au 250 0/0 au erheben. 

für Gemeinbe=, 03albf• unb Ittrgenoffenichaften beträgt 
ber Steuerfab 1,4 vom laufenb (1,4 °/00) bes fteuerbarett Ver: 
111;39ens unb 2,1 vom buttbert (2,1 0/0) bes fteuerbaren er: 
roetbes. 
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2ict. 5. 

1. %Is Zagen, Gebühren unb Stempel werben iiinftig 
angeffe Ixt mit Gele# uom 24. Zänner 1919 eir. 2 ‚beitimtuten 
Gebühren mietet bie im Geiete vom 28. September 1883 
Nr. 5 beaiehungsweire bie im Stempelpatente vom 20. Mita 
1809 unb im Zaggeje4e num 5. Zluii 1884 9Ir. 5 normierten 
ein f a tt e n Zagen, Gebühren unb Stempel feggeiett, loroeit 
nicht butch nachfolgenbe 6eleae etwas anbete Ebertinunt wirb. 

2. VI Negierung wirb ermächtigt, für bie limwanblung 
non Grunbpfanbnerichreibungen in Schulbbriefe, iowie für bie 
3uiammenfOung mehrerer Sthulbbriefe in einen einaigen 
Zita an etinate unb 23anten bes 3n= unb etslaubes Stern= 
pel= unb Gebührenfreiheit au bewilligen. 2lucb rann bie 
Negierung für bie in bieiem .3ufammenhang erfolgenben 
2ärchungsbemilligungen non Stempeln unb Gebühren für bie 
2iiichungen befreien. 

3. Zie Gebühren für 23egfautgung von Unterichriffen 
betragen 2 rauten, bie Gebühren für bie ehalaubiguna von 
%bichriften, eteaügen unb Superlegalijation von lintergfuif= 
tett burch bie Negierungstanalei 5 bis 200 ganten. Zieie 
Gebühren werben auch eingehoben an Stelle ber in %rt. 123 
3iffer 4 lit. a ber 9techtsficherungsorbnung vom 9. Februar 
1923 genannten Gebühren. 

et. 6. 

Zerwaltungsgebühren, Negiftrierungsgebühren unb 
Wergtempelbeträge, bie auf ein unb berielben lirrunbe mit 
über r. 200.— in norm von Stempelmarien entrichtet 
werben, rinb von ben 21tntsgellen in bar an bie 2f:inbestaffe 
abauführett unb von tiefer unter 'Um Zita „bar abgeführte 
Stempelerträgniffe" au buchen. 9115 %ftenbeleg bient bie 
Quittung ber 2attbestaffe. 

et. 7. 
Sn allen renn gälten, wo bie StempetgeTeagebung 

bei ber Grünbung, Urrichtung ober Oerlegung von Geien= 
fchaften, Stiftungen etc. Leine %tunenbuna finbet, beträgt bie 
Heeengelnfiche Grünbungs= ober 23ertgempelgebühr 2 0/00, 
minbeftens 100.— rafften, unb ift non ber Steuernertnaltung 
au berechnen unb fegattie4en. Zas öffentlichteitsregiger harf 
erst bann bie Oeräffentlichung bes Negigereintrages nornefi= 
men ober bie Beftätigung über bie binietlage bes Griinbungs, 
altes ausstellen, wenn ber Nachweis über bie 3ahlung ber 
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Grünbung9gebühr erbracht ift. Ziefe Grüntnturmlebtihren 
bürfen nicht in Stempelmarien auf bem %ft entwertet werben, 
fonban müffelt inneraint bar abgeführt werben. 

2Itt. 8. 
Zie Steuerverwaltung wirb ermächtigt, mit natürlichen 

unb juriftifchen 33erjonett ober firmen, bie einen 6efchäft5= 
betrieb im 2anbe haben, 43aujchalierungen au treffen, iaalb 
ba5 Geramtfteuerbetteffniz jährlich ben betrag von 
10 000.— erreicht. Zie fflemeinbe, in ineler ba5 Unternamen 
ben Seih hat, rann au obigem Steuerpauggile !einen Gemeittbe, 
3urchtag erheben. 2on Ur Steuer berartiger 2eiriebe werben 
ben 6emeinben auf 21ntrag ber Steuernertucatung entrine: 
thenbe 3ufthilffe (bie nach Mieneen im Oerhältni5 Sur 
23euälrerungs341 gehen follen) gewährt. 

2irt. 9. 
3u Gunften hes Staate befteht ein gefe#Iithes 93fanbrecht, 

allen anbeten 33fattbreeen vorgehenb, für 'bie WItohalfteuer 
auf allen bem betreffenben Gewerbe bienenben beweglichen 
Gegenftänben unb insbefonbere auf ben lagereben alroho= 
lifchen Gettänten. 

2Irt. 10. 
für bie Eintragungen im effentlicbteitsregirter finb bis 

3um erlab eines neuen Oebührentarif$ vorläufig folgenbe 
Gebühren 314 341en: 

236 einem Grünbungrapital bie r. 100 000. r. —
150.— für jebe5 weitere angefangene r. 100 000.— Grün= 
bungerapital r. 50.— mehr, 1)15 3ur iiiegebütt von 
(e:r. 1000.-

 

2a9 Zffentlichreiteregifteramt ift ermächtigt, in befonbern 
=gälten bie Gintragungegebühr für 1iechtenfteinijche Gewerbe= 
treibenbe (ein3elunternehmung etc.) entfprechenb 3u er= 
mäf3igen. 

73m üffentlithreit5regifter nicht eintragungepflitttige 
banb5perfonen be3ahlen bei ber 2Inmelbung ober bei 

interlegung eine vom 9iegifterführer feft3ufaienbe Gebühr 
von minbeften9 100 Kranien unb hiichrtenci 500 `ranren. 

et. 11. 
Za5 Gera; vom 1. Zuni 1922 2.0.21. 1922 92r. 22 be= 

treffenb bie vorläufige Einhebung von Gericht9.• unb 
waltung5toften unb Gebühren wirb wie folgt geänbert: 
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a) 2in Steile ber in 21rt. 1 3iffer 3 feggeregten Gebühr 
„bis 5u 5ganten" wirb „non 2 bis 500 rafften" gefegt. 

b) Zie in et. 2 3iffer 5 genannte Gebühr „von 1 — 100 
rafften" wirb erregt burch „von 1 — 10'000ganten". 

c) Urtitel 3 erhält foigenbe neue affung: 

1. 23ei jebem ‚gerichtlichen Urteile in 3ivilitteitigieiten 
ift auf3et ben fettgefegten Urteitstagen nach ben begehen= 
ben 23otrchriften noch eine Gebühr bis 3u 10'000 ganten 
feftaufe4en. 

2. Zn Ehrenbeteibigungsfaen finb Stencpei für 33rotip 
tolle unb Urteile unb awar für prototolle 1 armen unb 
für Urteile 5 — 200 ganten ausäurptechen. 

3. Zn anbetn Straffachen ift eine Urteilsgebühr bis 5u 
500 ganten aus3urprechen. Ziel gilt auch für Strafver= 
fügungen. 

3iffer 4, 5 unb 6 bee et. 3 bieiben in ber affung vom 1. Zuni 
1922 unveränbert. 

21rt. 12. 
Zie im 2anbeeverwaltungepflegegereg et. 117 3iff. 3 

feggeregte biSeitittaf e von r. 300.— wirb auf r. 3000.—
erhöht. 

rie in et. 140 ,bee 2anbesverwaltungepflegegeregee feit= 
geregte allgemeine böch ftftraf e von r. 75.— wirb auf 

r. 500.— erhöht. 

et. 13. 
et. 8 les Gerege5 vom 9. Zuti 1923 2. 0. 231. 91r. 17 

wirb folgenberneen abgeänbert: 
1. ZE15 2anbgericht rann für 2.tubien3en in Rechtsfachen 

(21uerünfte, Orrichtung von Urtunben u. bgl.), roweit nie 
befonbere 23egimmungen ithon begehen, von ber in g3rinat= 
fachen, einrchlielich e4renbeleibißungeiacf)en, 2iustunft ru= 
chenben Bartei je nach ber Seit, 2Bichtigteit unb bem ihm in= 
tannten 23ernigensverhältniffen bee 2.itterunftruchenben eine 
2iubien3gebühr bis 3u 100 ganten verfangen. 

2. Eine Gebühr ift nicht au begthlen in ,Strafrachen, 
welche von amt5wegen 3u verfolgen finb unb allen Tonft 
von amtewegen 5u erlebigenben Sachen, einfeielich 23or= 
munbrchaftefachen. 
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3. Zie Gebühr wirb nach 2Inweiiung ber Regierung 
eingehoben. 

4. Die Regierung tann auch .anorbnen, bar3 in 3.3artei, 
fachen be5 öffentlithen eiechtes 2lubien3gebühren eingehoben 
tuerben. 

5. Zieh! ',Beilimmungen gelten nicht, wenn Mat5perfo= 
nen Eich für ihren amtlichen Wirtung5trei5 91u5tünfte holen. 

21rt. 14. 

Gehei; wirb aI5 bringlith ert1ärt unb tritt am 
1. 3anuar 1950 in Rraft. 

93abtt3, am 21. Ze3embet 1949. 

ge3.rnn3 solch 

gei. Wegnleer ritt 
fürftl. 9iegierung5chef. 
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2anbesuoraniebtag für bas Sabr 1950 

Zusgaben (l'ime tut 

Fr. Iffi. 

14c-wurmt 

Fr. Rp. 

1. Mgemeine 2anbeuettuattung: 

  

1. £anbtag: 

  

1. Zaggetber  15000.-

  

2. 23üro, Zage.5orbnungen . . . . 2000.— 17000.-

 

2. 91enierung: 

  

1. (fielgüte unb Z 3.  138925.-

  

2. Keglernngräte  4500.-

  

3. 33enfionen unb Z  3  16230.— 159655.-

  

. 

 

3. Siclier4eit5 weien: 

  

1. (9-e1)atte unb Z. 3. 84685.-

  

2. Uniformen 3500.-

  

3. 3üro   ri 000 — 

  

4. .i1f5poli3ei  8000.-

  

5. Zienftfa1)rten 4000.--

  

6. UnfaUnerrid)erung  2300.-

  

7. 23erfcIjiebenes 2000.— 109485.-

 

1. WHgerneine 21uegaben: 

  

1. Aeiping unb 23e1eurf)tung . . . . 10000. 

 

2. 9ielnigung ber 2fint5lotaIe . . . 7000. 

 

3. 23iiro Morti, ZeIepbon, ZeIegrapt), 
Zructfad)en, 23urfAinber) . . . 35000. 

 

4. 9ieifeau£31agen ber 9iegierung, ber 
23erwaftung.ebeamten unb ber 93e= 
fcfnuerbeinitan3  13000.-

  

5. 3inititanb5regifterfübrung . . 6000.-

  

6. 9ienifion:  8000.-

  

7. 3eitungen, Znjerate, £iteratur . . 10000.-

  

8. 23eitrage an 23ereinigungen (hdt. 
iftor. 3erein)  7500.-

  

9. 23eranftaltunaen 10000.- - 

 

[0. 23erfcbiebene 211151agen . . . . 35000.-

  

11. Runitbentmbiter  15000.— 156500.—

 

nuegaben ansein. 2aubeevermaItung: 

 

442640.—
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Musgaben 
. 
eingln 3ufammcn 
Fr. Rp. Fr. Rp. 

13. Geie: 

  

1. e tententatfc4ttlen: 

  

1. behalte unb 1. 3. ber S.!dret . 244063.--

  

2. eftalte u. 1. 3. b. 52.eftricftweftertt 41037.-

  

3. 6e11alte ber 2frIteit5Iebrerinnen . 2580.--

  

4. 33enrionen unb 1. 3. . . . . 17705.- 305385. - 
2. 2anbesfatute: 

  

1. behalte unb 1. 3. ,ber 2e4ter . • 56810.-

  

2. ,43eniiortert unb 1. .3. . . . . 2040.-

  

3. 5)ei3ung, 23.e1eurfnung, Peinigung, 
Miete  5000 -

  

4. 2.eftrtnittet 2000.-

  

5. 23erjeftiebene5 In11. Reeelfe . . 1500.-- 67350.--

 

3. Setunbarfdple Ofefielt: 

  

1. 6efjalte uttb 1. 3. ber 2e4rer . 22010.-

  

2. Rateiltet 500.-

  

3. bei3ung, eefeetung, Eieinigung . 1000.-

  

4. 2elirmittel 1 500.-

  

5. RoMicfmfe  500.-

  

6. 23erfcfyiebene5  300.- 25 810. 
[. 9111gemeine 2fu5gaben ber 

  

Schulabteilung: 

  

1. siieije:-. unb Zagge1ber be5 ,2anbe5=, 
ftfmfrate5, 33rüfungen, Sebuffeber,  
lterieelft  2 500.-

  

2. ftonferenaen ber 2eftrperfonen . . 500.-

  

3. Lehrmittel für arme Sedfinber . 2000.-

  

4. ffiefiaft Sc4uffommiffär . . . . 8800.-

  

5. 9ieifeau5fagen Seuffontmiffiir . . 1500.- 15 300. 
• Stateiteten4onorare für 

31anten, 9ienbefn, Sctaattumfb unb 

  

Obenbc13  

 

1500.-

 

• Beitrag für 52eftrerbibflotfjet . . . 

 

300.-

 

. Seftufungsturje für 52eftrperfotten 
unb Unnorbergefeftene5 . . . . 

 

10 000.-

 

. ortbilbungsfetfett  

 

6 000.-

 

Sc4ufftiüberanfauf  

 

5 000.-

 

21uogaben Egtult: 

 

436645.-

 

5 

6 
7 

8 
9 
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Zusgaben eingin 3ufammen 
Fr Iln. Fr. R. 

len 

e unb Z. 3. 

 

70155.-

 

nen nie Z. 3. . . . . 

 

1180. - 

1151agen  
teilte 9.tusgaben: 2ructjacbett, 
!tc  

 

5000.-

 

5000.- 

lt=' Stattdie= unb eriicfen= 
alt: 

  

ne  110000.--

  

terial, Zransporte etc. . . 
ictettreparaturen, Eiraben= 
nmngen, 2Begroeijer etc. . 

60000. 

18000.-

  

tcbinen unb Merfaeuge . . 10000. 

 

:criteilung v. Strarienjeden, 
talitationen etc. . . . . 15000.--

  

rebiebenes (Strarienwien) . 
nlention für 9ibeinbrücfen= 
araturen 

15000.-

 

6000.- 234000. 

Tbunbauten (2attbesantei1) 

 

85000.-

 

mnbauten (.2anbesanteiI) . 

 

130000.-

 

nuerbejferungen . . . . 

 

(a. o. eübg.) 

perriTbetung  

 

15000.-

 

lalt ber £anbesgebäube . . 

 

15000. ---

 

wertnerrung  

 

40000.-

 

jergerebettes  
ition von 3utän1ien 2tr, 
ber (5enteinben . . . . 

 

30000.-

 

610000.-

 

21u9gaben 23auweicit: 

 

1240335.--

  

III. 23auro 

1. Gebell 
2.en(io 
3. Keife 
4. 911Igen 

3üro 
5. f;e 

unterb 
1. 
2. fflict 
3. er 

räu 
4. 9Ra 
5. 92eu 

Star 
6. Ver 
7. Gut 

6. 9ibeint 
7. Kiifefd 
8. Straße 
9. Unfall 

10. Unter 
11. £Ttnbe 
12. linvor 
13. 6ubvei 

betten e-
ar

ch
iv.

li



Vuogaben einzeln Idaminen 
Fr. Rp. Fr. Rp. 

nr. .2anb= unb oritwirtiecift: 

  

1. .2anb ,  unb 211pluirticbaft: 

  

1. (elfalt  2500.- - 

 

2. 33enfion unb Z. .3. 1 300.-

  

3. Sinpfitoff, Sorten bei Seuett uttb 

  

Zuberfithebertimpfung . . . . 50000.-

  

4. 3ucbtrubuentionen  15000.-

  

5. 23iebprünt ierungett 32000.-

  

6. 231eimutbigenoffenfrb. für bit). 2lnfdj. 3000.-

  

7. 91 rpenbegebungen  1000.---

  

8. Sebting6befiiinpfung . . . . 20000.-

  

9. 9ieifefpefen 1 200.--

  

10.Ontfebigung ber 23i ebinfpettoren 1 300. 

 

[1. Subventionen: 

  

1. Weintitan r  5000.-

  

2. Dbilbau 3000.--

  

3. Sifohau 1000.--

  

4. Stneeepriintien 10000.--

  

5. Zutinagen, 23obenverbefferun= 
gen, 65ütergufammeniegungen . 10000.-  -

  

6. 211penverbefferungen . . . . 6000. - - 

 

7. £bm. Maidünen u. etagen . 2000.-

  

2. 23n uernberatunpftelfe, ffiebait, 
Z. 3., Spejen unb 23üro . . . 10000. 

 

3. 23 eitrüge an 911pung5forten . . 1000.---

  

4. 93 ienengtubtfürberun g  5000.--

  

5. Zructforten, Znferate  700.- - 

 

6. Gaatgutbefcbaffung  20000.-

  

7. 23erjrbiebene9 3000.-

  

8. 213ittbf44pftatt3en 20000.— 224000.—

 

. o r ft tu ir tf c4 a f t : 

  

1. ebatte, bitt. 13rattifant Z. 3. unb 

  

Speien  16000.- - 

 

2. Ran3leiau5lagen 1500.-

  

3. Subventionen für 213albtvirticbaft 38000.-

  

4. .5013er: u. Unterföriter=Rurfe . . 2000.— 

 

5. Oerjibiebenes  500. 58 000.— 

etegaben 2nnb.,  unb eorftwirtgaft: 

 

282000. — 

1 

1 
1 
1 
1 
1 
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Zusgaben 

V. 2Ibgabene3erwaltung: 

1. hellalte unb 3. 
2. 13rovgion an bit Gemeinben für 

bie Oinhebung ber 2anbesgeuet . 
3. 23iiro ( iutti, fei. Zructjachen etc.) 
4. Zaggetber für bie 2attbesrteuettont.= 

mggott, Reifeauslagen unb weitere 
auslagen ber Nefursbehiirbe . . 

5. eiba. Steuerverwaltung, 5ern für 
9ititivirfung bei ber Orhebung Der 
Oitg. Stempetabgaben it. 3ottvertr. 

6. Uuslagen für bie Znventatiiations: 
formirrtanen 

7. Itnnorhergefehenes  
8. Zutogeuezeinhebung  

21ungaben Qlbgabenreermaitung: 

VI. 43111, Telephon unb Zeltgiro* 

1. Tort: 

1. 211Igemeine 23erwaltung . . . . 
2. edoübung, reges 33erional u. 3. 
3. 33engonen unb 3  
4. Zushiffen u. Webenentichäbigungen 
5. Wegetagen (Zigvatian) . . 
6. Ziengtteiber  
7. 13aglotale: Miete etc. 
8. earttatale: Inventar  
9. Toitiathettbefürberung 

10. eogautoturie 
11. ci lugpoitbefirberung  
12. 23ürobebürfngfe 
13. 30It.. unb barebel5itatirtif !vH bten 
14. 2.11artenergegung  

llebertrag 

ein3eln 3ufammen 
Fr. Rp. Fr. Rp. 

 

28720.--

  

22000. 

 

6 000. 

 

3 000. 

 

10000.--

  

1 000. -

  

500. 

 

11 000.--

  

82220.-

 

14000.-

  

200000.-

  

11 650.-

  

50 000.-

  

800. -

  

4000.----

  

13 000. --

  

6 000.-

  

3 500. -

  

220000.-

  

40000.-

  

1500.-

  

2000.-

  

65000.-

  

631450.-
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Zusgaben einvin 3ufanncti 
Fr. Rp. Fr. Rp. 

Rebertrag 631 450. — 

 

15.13erftbfeififtefte, 6etya1te u. £iibne 
intf. Z. 3.  20000.-

  

16. 23.ii robebarf  5000.-

  

17. Unterbali bes 33nifinufeum9 . 1 500. — 

 

I 8. 23ericbiebenee  2000. 659050.-

 

2. Z c1 epbon unb ZeIcarapb: 

  

1. 23ejolbungen  72000.-

  

2. Zielfiträume  1500.-

  

3. ltnietbaff unb erneuerung brr 
93etriebsan tagen  260000.--

  

4. 23erieebette 21u5gabett . . . . 500.-

  

5. Zaganteile bes 21u5lanbef.3 . . 50000.-

  

6. Outnartungerton  6000.— 390 000.-

 

21u5gabett ell: 

 

1040950.--

 

VII. fgeriffits:,  unb %dämmlernelen: 

  

[. 6ericbt9fneren: 

  

1. &balle unb Z  3  86565. 

 

2. Oetiestangei Motti, letepbon, 
lefear., Zructiadjen, Materialien, 
2ibfiotbet)  6000.-

  

3. Rotfegtalgetee  5000.--

  

4. Staatsantuattieft  2000.-

  

5. 3eugengebübren  500.-

  

6. egperten, 2trntennettreter . . . 1000.--

  

7. 9Zeiieau51agen  500.-

  

8. 23erritfierung  800.-

  

9. 23erirbiebene5  1000.— 103365.--

 

;. Gefängnieimeien: 

  

1. Gebafte unb Z  3  6985.-

  

2. iiftlingstoiten 5000.-

  

3. 23etilerung  350.— 12335. 

kmgaben (ficrigtto= u. Gefängnistiden: 

 

115700. - 
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Zusgaben 

VIII. Sanität: 
1. 2arvbe5pbrgitu5 . . 
2. Senfion intI 3  
3. Zumfitaffe, Zeginfettionen 
4. ffiefuribbeitMommifilonen 

mitte(hontro((e  
5. Mipbtberie.e644impfungen 
6. erenlaibe für Siebammen 
7. StbuIät3t1icber .inb ijcbut5 

licber Tienft  
8. Rropfbetämpfung in ben Erb 
9. Verfeebene5  

QInegaben 

IX. SoainIe 

1. 2frbeitsamt: 
1. Gebet WI. leuerung93u1 
2. 9eifeipefen . . . . . 
3. 2üro Mutti, Zet. Zructf. 

2. ürforge: 
1. Gehalt int'. Zeiterunsgilt 
2. 2ebrIinge (atbicbuIbeitrizi 
3. 2erufsberatung 
4. Zugenb  
5. 2/Iter 
6. ettitte unb Spital 
7. irre  
8. Zubertufole . . 
9. 21rbeitsIofe . . 

3. Gewerbe unb 9.1rbeit: 
1. 9IrbeiterunfaIInerfitb. (i 

trieb unb Bully. für 2 
unfaIIDerficberung) . . 

2. 2eamtenuenflon5raffenbeit 
3. RTanreden . . . . 
4. eatitemerfettb . . . 

 

eimeln 3ufammen 
Fr. Rp. Fr. Rp. 

. . . 1500.-

   

700. 

 

• . . 1500 • .- 

 

3,etens, 
4 000. - 

 

. . . 000 3 • . 

 

tittät#, 
600. - 

6 000. - 

 

ulen . 600.-

   

3000.--- 20900.-

 

anitiit: 

 

20900.-

 

age . 10 690. - 

 

. . . 500.-

  

Znj.) . 1800.- 12990.-

 

rigg . 5900.-

  

ge) . 14000.-

   

2000. 

  

6 000.-

   

12 000.-

  

. . . 15 000. - 

  

7 000.-

   

30000.-

  

. . . 

tittgbe. 
trieb,- 

1000.- 92900.-

  

. . . 30 000. - 

 

rag . 25 000.-

   

45 000.-

  

. . . 1000.- 101 000.-

 

)ettrag 

 

206890.-

 

e-
ar

ch
iv.

li



- 13 - 

 

einzeln 3ufammen 
Fr. Rp. Fr. R. 

rttag 

 

206890.-

 

iilet 20000.-

  

. . 8000.- 28000.-

   

6000.-

 

uiive 

  

. . 

 

7100.-

   

2000.-

   

15 000.-

 

• • 

 

30 000. - 
. 

 

3 000.-

   

3 000.-

 

>nie: 

 

300990.-

 

. . 1061.-

  

. . 24 500.-

  

. . 57 179.50 

 

. . 113750.-

  

. . 35000.- 231 490.50 
ifen: 

 

231 490.50 

, 49 878.07 

  

100000. -

   

133 200.---

  

f)a fi 200000. 483078.07 
teil: 

 

483 078.07 

. 

 

90 000. 

  

%uswdielt 

liebe 
4. Stipenbien: 

1. 9.fn 5anbmetter u. Ibn). E 
2. 9Iu Etubenten . . . . 

5. ffleburtetagell 
6. ienjionen für veijti djc intl 

Zeuetungsautage . . . . 
7. 3ingbeiträge  
8. Zericiiiebene5  
9. 93eittag an 'bas kote ftreua 

10. rentbenuerfe4rspropaganba 
11. Eportiiirberung  

'ausgaben So3iate eilt! 

X. 3infen: 
1. 2Inteifx 1922 au 31/2 0/0 . 
2. 9Infeibe 1941 au 31/2  °A .. . 
3. 2fnleibe 1947 au 3 1/2 0/o . . 
4. 2fnlei11e 1949 au 3 1/4 0/0 . . 
5. nonto:,norrentainjen . . . 

ausgaben 3i 

XI. 21mortilationen: 
1.%nie* 1922  
2. 91n1ei4e 1941 
3. 2Inleibe 1947 
4. litg.41uote f. b. OibgenoTienj 

Wusgaben Mioeflintla 

XIII. enminen: (ttinber) 3uIage 

(eelauttaunaben 4.775.948.57 
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teinniemen einyln 3ufammen 

Fr. Rp Fr. Rp. 

I. 2anbesuenuattung: 

  

1. 2ettauf von 3iefe4ett unb Zruct= 
iadien  500.-

  

2. Stempel= u. 23etivaltungegebiitu:en 99500.— 100 000.- - 

[I. Gele: 

  

1. Scfmlbüervertauf unb 33iideritat, 
tung von (Viemeinben  5000.-

  

2. Stfullgelb von £nnbe5rcfmle . . 200.— 5200.-

 

111. 23attamt 

1. 9iiidetiati von Reifeauslagen be5 
eonteter5 1 000.-

  

2. 9J1iet,. unb 13ac11t3inien lanbieftl. 
eirunbbeiine5 ...... . 25000.—

  

;. mieten f. Material be5 23auamte5 15000.— 41 000.—

 

N. 2nnb:: unb ieoritwireaft: 

  

1. 3agbparbt3inie  18000.-

  

2. fflicfiereipacf)t3inie  5600.-

  

3. '3 agbfarten  500.--

  

4. 73:iiffiereitarten  1 500.— 25600. 

7. 21tgaben: 

  

1. 23ermögette.3, unb (ftwerb5iteuer, 
ffiejellicfutfts, unb Stiftungsiteuer 750000.-

  

2. 3atentiteuer . . ..... . 5 000.--

  

3. uzen, Stempel, Oettualtung1.3ge= 
ftiibten unb (gouponiteuet . . . 300000.-

  

4. WItobogteuer   110000.---

   

5. 213arenumjat= unb £uxu5iteuer  600000.-

  

6. 2futo= unb Motorrabiteuer . . . 110000.— 1875000.—

 

liebertrag 

 

2046800.—
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ennnahmen ein3c1n 
Fr. Np. 

3tifammen 

Fr. Rp. 

Uebertrag 

VI. eng, ZeIe0on unb ZeIegrapb: 

1. 13 o ft : 

 

2046800.-

 

1. 113ert3eiffiener1iie, 9J-tafelrot, u  
93arfrantatuten  650000.-

  

2. 13oftfachgebühren 4500. --

  

3. 3eitungtran5portingen . . . 3500.-

  

4. 3eitung5=Monnemenügebiihren 700. 

 

5. .3uftettgebühren  6000. 

 

6. 13ojtautoturje  250000.-

  

7. 23erfrhiebener,  200. 914900.---

 

2. Zelephon unb Zelegraph: 

  

1. Zetegrammtagen 30000.-

  

2. Zeitnehmertagen  97000.-

  

3. fflefprächstagett  338000.-

  

4. 13erfchiebene einnahmen . 10000.-

 

475000.-

 

VII. Gcriffite: unb %etäugnietnden: 

  

1. Oerithtrigebiihren 75000.-

  

2. Grunbbuchstagen 25000.-

 

100000.-

 

X. 3inien: 

  

1. 3in5 nom Zotationt3tapitat ber 

  

Spartaffe  140000.-

  

2. Getoinnabgahe ber Spartaffe . 25000.-

  

3. 3in$ Dom Zotation5tapitat ber 
2iethtenfteiniichen Kraftwerte . 62500.-

  

4. Rontotorrent3injen . • • • 35000.-

 

262500. 

X11. 3o11 unb SnI3monopo1: 

  

1. 3o11ertrizigni5  630000.-

  

2. Sa13ntonopo1  20000.-

  

3. 2erfchiebene5  2000.--

 

652000.-

 

(gefamteittnabmett 4451200.—
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3ujammenfteffung 
ber 

einnatmen unb Nuegaben für 1950 

 

einnahmen %egalen 
I r. Rp. Fr. Rp. 

I. 2anbeenertnaltung  100000.-- 442640.--

 

II. Scbute  5200.— 436645. — 
III. 93autuefen  41000.-1240335.

 

—

 

IV. 52attb= unb r orittoirtfcbaft . . 25600.— 282000.—

 

V. Nbgaben   1875000.— 

 

82220.---

 

VI. 9oft, Zetepbon unb lelegrap4 1389900.-- 1049950.—

 

VII. Geticbte= unb Oefängnietuelen . 100000.— 115700.—

 

VIII.Sanität ---.— 20900.—

 

IX. So3iafe rjürforge  —.— 300990.—

 

X. 3inien  262500.— 231490.50 
XI. 2Imortijationen . . . . . —.— 483078.07 

XII. 3o11erträgnie unb Galamonopol . 652000.— . 
XIII. Familien= (qinber) 3ufage . . -. 90000. 

 

4451200.— 4775948.57 

  

%imgaben 4,775,948.57 eranken 
(e5 imintimen 4,451,200.- eranheu 
21uonabesp2lberfcbub 324,748.57 9ranheu 

2103everbentticter Voranicbtan 

1. Zaunnreu: 
etraf3enuerbefferungen 3r. 700,000. 

2. Xetepbon unb Zelegrapb: 

 

Zeleplwnoutoinatifierung gr. 720,000.—

  

er. 1,420,000.--
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auomis über ben Gdpilbenbienft pro 4441. / 

Staub am 
1. 'Jan. 1950 

Yr. 
21nleibe 1 

3ine. 
93erfattäeit faü 3injung 91mortifation 

9r. 

Stanb am 
31. Meä. 1950 

9r. 
Zota1 

49 878.07 

700 000.-

1,667,000.-

600000.-

 

3,500 000.-

 

1922 15. Sanuar 
15. Juli 

1 
1941 30. 21pril 

31. Oktober 

1947 1 28. Februar 
31. Tuguft 

Bdiruciä. eibgenoffenidja ft 

1949 1 1. Mai 31/4 

872.86 
188.14 

29172.50 
28 007.-

 

113 750.-

 

39 127.14 
10 750.93 

66 600.--

 

66 600.-

 

200000.-

 

40000.-

 

10939.07 

12 250.-

 

112250.-

 

95 772.50 
94 607.-

 

200000.-

 

113 750.-

 

600 000.-

 

1,533 800.-

 

400 000.--

 

3,500000.-

 

3 1/2 
31/2 

31 2 
31 '2 

31 2 

31 /2 

12 250.— 1 100000.-
12 250.-

 

6,516 878.07 196 490.50 483078.07 679 568.57 6,033 800.—
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Regierungsvorlage 

Liecr` ' Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1949 No. ausgegeben am 

Waffengesetz 

vorn 

Dem nachstehenden vom Landtage in seiner Sitzung vom 
gefassten Beschlusse erteile Ich Meine Zustitmung: 

Art.1__ 

Waffen im Sinne dieses Gesetzes sind alle Schuss-,Hieb-und Stich-
waffen,die dem Angriff oder der Verteidigung dienen und bei be-

stimmungsmqssigem Gebrauche geeignet sind,die Tötiung oder kör-

perliche Beschädigung von Menschen herbeizuführen,sowie die für 

Jagd-und Sportzwecke bestimmten Schusswaffen. 

Als Waffen im Sinne dieses Gesetzes gelten naher insbesondere niht: 

a)Gerätschaften,die regelmässih dem häuslichen, gewerblichen 

oder industriellem Gebrauche dienen, 

b)Waffen,die lediglich musealen, historischen oder künst-

lerischen Wert besitzen, 

c)waffenähnliche Geräte,die ausschliesslich als Spielzeug 

Verwendung finden. 

Durch Verordnung können weitere Gegenst4lnde bezeichnet werden,die 

nicht als Waffen im Sinne dieses Gesetzes gelten. 

Art.2 

Als Munition im Sinne dieses Gesetzes gilt fertige Munition zu 

Schusswaffen,sowie Schiesspulver jeder Art. 

Art. 3 

Fertige oder vorgearbeitete wesentliche Teile von Schusswaffen oder 

Munition stehen fertigen Schusswaffen und fertiger Munition gleich. 

Art.5  

Die Herstellung und Bearbeitung, der Erwerb und die Veräusserung 

und Ueberlassung, der Besitz, das Tragen und die Beförderung 

von Waffen, 1.7affenbestandteilen und Munitionsgegenstnden,sowie 

jeder sonstige Verkehr mit diesen uegenstInden ist nur nach den 

Vorschriften dieses Gesetzes gestattet. 
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Art.5  

nverden erklärt; 

Maschinenpistolen,vollautomatische Hand-und Faus AllEn,Maschinen-

gewehre,Panzerfäuste,Minenwerfer, Handgranaten und Böller jeder 

Art,Stichwaffen(Dolche,Stockdegen u.dgl.),Schlagwaffen,(Stahl-

ruten,Schlagringe) und alle jene Gegenstdnde,deren ursprüngliche 
Form absichtlich verändert erscheint, um schwerer verwunden zu 

können oder andere zu Ueberfllen geeignete Werkzeugemdie ihrer 
Beschaffenheit nEch weder zur Ausübung einer Kunst noch eines 

Gewerbes noch zum häuslichen Gebrauche bestimmt sind, sowie 

Schusswaffen,die einen Gebrauchsgegenstand vortäuschen,oder die 

zum Zusammenklappen, Zusammenschieben, Verkürzen oder zum schleu-

nigen Zerlegen über den für Jagd-und Sportzwecke allgemein 

üblichen Umfang hinaus besonders eingerichtet oder die in Stöcken, 

Schirmen, Röhren oder in ähnlicher Weise verborgen sind;schliesslich 

Schusswaffen,die mit einer Vorritchtung zur Dämpfung des Schuss-

knalles versehen sind;das Verbot erstreckt sich auch auf die 

bezeichneten Vorrieltungen allein. 

Art.6  

Verbotene Waffen darf niemand erzeugen,in Verkehr setzen,gebrauchen 

und besitzen,ohne im Besitze einer Bewilligung der Regierung zu 

sein. Eine solche Bewilligung kann in besonderen Fällen nach Anhören 

des Sicherheitskorps ausgestellt werden. 

Art. 7  

Der Besitz erlaubter Waffen ist zwar Personen,welchen derselbe 

nicht durch das Gesetz oder durch eine Behörde ausdrücklich 

untersagt ist, gestattet, jedoch darf auch solche Waffen und Muni-

tionsgegenstände niemand in einer unverhältnismässigen,begründeten 

Verdacht eines Missbrauches erregenden Menge besitzen. 

Art.8  

Die Herstellung und Beabbeitung von Waffen, Waffenbestandteilen 

und Munitonsgegenständen ist an eine besondere Bewilligung 

der fürstlichen Regierung gebunden. 

Ebenso ist der gewerbsmössige Handel mit Waffen, Munition und 

Gasschusswaffen bewilligungspflichtig. Diese Bewilligung darf nur 

an Personen erteilt werden,die volle persönliche Verlässlichkeit 

und Vertrauenswürdigkeit und die notwendigen Schakenntnisse besitzen. 
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Eine bereits erteilte Bewilligung kann bei Fortfall einer Voraus-

 

setzung durch die Regierung wieder entzogen werden. 

Der VE 'fen und Munition auf Märkten und durch Hau-

sierer ist verboten. 

Art.9  

Faustfeuerwaffen und Gasschusswaffen dürfen nur gegen vorherige 

Abgabe eines Waffenerwerbsscheines überlassen oder erworben 

werden. Der Waffenerwerbschein  wird von der Regierung ausge-

 

stellt und hat eine GU.ltigkeitsdauer von drei Monaten. 

Art .10 

An folgende i'ersonen darf kein Waffenerwerbschein abgegeben werden: 

a)Jugendliche unter 18 Jahren, 

b)Geisteskranke und Geistesschwache, 

c)Entmündigte, 

d)Personen,die mit Wirtshausverbot belegt sind, 

e)Personen,die wegen strafbarer Handlungen,die eine gewalttäige 

oder gemeingefhrliche Gesinnung bekunden, gerichtlich 

bestraft 14orden sind esolange dtbu Strafregistereintrgganicht 

gelöscht sind, 

f)Personen,die wiederholt wegen anderer Delikte gerichtlich 

mit Kerker Mder Arrest bestraft worden sind,solange die 

Strafregistereintr.ge nicht gelöscht sind, 

g)Personen,die wegen UeL)ertretung des Jagdgesetzes zu mindestens 

100.-- Franken oder einer Woche Arrest rechtskräftig ver-

 

urteilt worden sind,wenn seit der VerurteilMng noch nicht 

drei Jahre verstrichen sind. 

Art. 11 

Ueber den Verkauf von Waffen hat der Händler ein fortlaufendes 

Verzeichnis zu filiren, in dem das Datum des Verkaufes,die genauen 

Personalien des Erwerbers,die Art und Fabriknummer der Waffe,sowie 

das Datum des Waffenerwerbsscheines aufzuführen sind. 

Die Polieziorgane haben jederzeit das Recht, Einsicht in das 

Verzeichnis zu nehmen. 

ert.12  
Ohne Waffenschein,der von der fürstl.Regierung ausge-

 

stellt wird, darf niemand Waffen tragen oder auf eine 

andere Weise mitführenfWaffenscheine fiürfen an die im 
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Waffenschein ist drei Jahre gülrig.Eone erteilte Bewilligung 

kann widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen für seine Ertei-

 

lung ni 1,aren oder nicht mehr vorliegen. Erfolgt der 

Entzug durcn das lia.,..dgericht, so ist der Regienung davon so-

gleich Kenntnis zu geben. 

Die Inhaber von Waffenscheinen sind verpflichtet diese auf sich 

zu tragen und auf Verlangen den Polizeiorganen vorzuweisen. 

Art.13 

Alesehen von den Fällen, in welchen das Waffentragen durch 

die erwiesene Notwendigkeit, einer drohenden Gefahr zu begegnen, 

gerechtfertigt erscheint, sind ohne :1affenscgein nur folgende 

Personen zum Waffentragen befugt: 

a)alle jene, die vermöge ihres Dienstes, das riecht oder die 

Pflicht haben, Waffen zu tragen, jedoch nur bezüglich jener 

Waffen, die zur vorschriftsmässigen Ausrüstung oder zur Amts-

kleidung gehören (Angehdrige des Sicherheitskorps u.der Hilfs-

polizei, Jagdschutzorgane, Gemeindepolizisten und Gemeinde_ 

nachtwIchter,sowie Feldhüter ), 

b)Personen e deren Erwerbs-oder Geschäftsbetrieb den ebrauch 

von Waffen oder letzteren gleichgehaltenen Werkzeugen auch 

ausser dem Hause nötig macht, jedoch nur-wahrend der Zeit 

des wirklichen ueschäftsbetriebes, 

c)die Schützen eines Schiesstandes, beim besuche des letzteren, 

d)Jagdpächter und deren Gäste und Bestellte bei Ausübung der 

Jagd. 

Art .14 

Das fürstliche Landger. ficht kann x'ersonen,bei welchen sich im 

Zuge der gegen sie gerichteten Strafverhandlung das Bedenken 

ergibt, dass sie die Waffen zu unerlaubten Zwecken missbrauchen, 

die Befugnis ees Waffenbesitzes oder des Waffentragens als 

Verschärfung der gerichtlichen Strafe für immer oder für bestimmte 

Zeit entziehen. 

Art.15 

Wer Wffen oder LUnition besitzt, hat fix deren sichere Verwahrung 

zu sorgen und äeden Missbrauch durch Dritte,insbesondere 

durch Jugendliche zu verhindern. 
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Art.16 

Upbertretungen dieses Gesetzes werden,sofern die Tat nicht 
unter = tren7eres Strafgesetz fällt, vom fürstlichen Land-

 

gericht mit einer Geldstrafe von bis oder mit 

Arrest von bis bestraft, je nachfiem die eine oder 
andere Strafe angemessen oder wirksamer erscheint. Beide Strafen 

können mit einander verbundenwerden. 

Ausserdem ist in dem Strafurteil auch euf den Verfall der Gegen-

 

st:inde,auf die sich die strafbare Handlung bezieht, sowie der 

zu ihrer Herstellung und Bearbeitung verwendeten und bestimmten 

Materialien, Vorritichtungen und sonstigen Behelfen zu erkennen 

und zwar ohne Rücksicht darauf, wem sie gehören. 

Art,17  

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist dE:s Waffengesetz 

vom 12.Juli 1897, LGB1.Mo.2,aufgehoben. 

Dieses Gesetz wird als nicht dringlich erklärt und tritt mit 

dem Tage der Kundmachung in kraft. 

Vaduz, am 
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Motivenbericht 

zum Waffengesetz vom 

Mit Schreiben Nr.246/72/b vom 2o.2.1948 teilte uns die 

fürstliche Regierung mit, dass sie in ihrer Sitzung vom 19.2.1948 

beschlossen habe, das Waffengesetz vom 12.7.1897 durch ein neues 

modernes und den heutigen Bedürfnissen entsprechendes Gesetz zu 

ersetzen, bezw. dem Landtage eine solche Vorlage zu unterbreiten 

und beauftragte uns zugleich, einen Entwurf für ein neues Waffen-

gesetz auszuarbeiten. 

Als Grundlage für das neue Gesetz dienten das neue österr. 

Bundesgesetz sowie eine bezügliche Verordnung des Kantons St.Gallen 

und Graubünden. 

Nach § 1 des Waffengesetzes von 1897 sind Gewehre mit Lauf-

längen unter 6o cm, Pistolen und Revolver unter dem Masse von 

18 cm verbotene Waffen, während das neue Gesetz diese Waffen nicht 

mehr als verboten bezeichnet, da es sich um die gebräuchlichsten 

Gewehre und Pistolen handelt. Hingegen werden unter Art.5 des neuen 

Gesetzes verschiedene Kriagswaffen und Schusswaffen, die mit einer 

Vorrichtung zur Dämpfung des Schussknalles versehen sind und die 

bezüglichen Vorrichtungen ebenfalls als verbotene Waffen erklärt. 

Als Munition im Sinne des Entwurfes gilt nur Munition zu 

Schusswaffen, sowie Schiesspulver jeder Art, (Art.2 und 3) während 

bezüglich der Sprgmittel, girtigen Getaen,.Nebel körpel• und ,Tränengas 

bereits besondere Vorschriften bestehen. (Landesgesetzblatt Nr.2o 

vom 21.11.1944). 

In Art.9 des vorliegenden Entwurfes ist neu aufgenommen, dass 

Faustfeuerwaffen und Gasschusswaffen nur gegen vorherige Abgabe 

eines Waffenerwerbscheines überlassen oder erworben werden dürfen. 

Unter Art.lo sind diejenigen Personen aufgezählt, an die kein 

Erwerbschein abgegeben werden darf. Zu den Punkten a bis f sind keine 

weiteren Bemerkungen zu machen hingegen wurde unter g) eine 

Mindeststrafe von loo.-- Fr. oder einer Woche Arrest eingesetzt, 
da die Nichtausfolgung eines Waffenerwerbscheines bezw. Waffen-
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scheines oder Entzug desselben bei verschiedenen kleineren Ueber-

 

tretungen als nicht gerechtfertigt erscheint. 
Schon nach dem alten Gesetz war der Handel mit Waffen und 

Munition adere Bewilligung der fürstlichen Regierung 
gebunden. In Art.8 des Entwurfes ist nun umschrieben_an welche 
Personen eine solche Bewilligung erteilt werden darf. 

In Art.11 sind die Vorschriften für den Händler bezüglich des 

Verkaufes von Waffen enthalten. 

Während in § 7 des alten Gesetzes diejenigen Personen, die 

ohne Waffenschein Waffen tragen dürfen nur allgemein umschrieben 

waren, sind im § 13 unter a) des vorliegenden Entwurfes diese 

Personengruppen namentlich aufgeführt. 

Bei Art.16 war zu überlegen, ob nicht zwei Strafsätze aufge-

stellt werden sollten im Hinblick auf die im § 5 eingangs ge-

nannten Kriegswaffen. Es wurde jedoch davon Abstand genommen, 

da bereits im Staatsschutzgesetz vom 14.3.1949 unter Art.9 

das Ansammeln von Kampfmitteln unter schwere Strafe gestellt ist. 

Vaduz, am 18.7.1949. 
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Entwurf II. 

Gesetz 

vom  

betr. die Abänderung des Gesetzes vom 12. Dezember 1915 LGB1. Nr.3 

.über die Vermittler-Aemter. 

Dem nachfolgenden vom Landtage in seiner Sitzung vom  

gefassten Beschlusse erteile ich Meine Zustimmung : 

das Gesetz über die Vermittlerämter wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 

8 erster Absatz hat zu lauten : n Eine Vermittlungs-Veriba,ndlung 441 

in allen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten ( Klagen und Widerklagen) 

sowie als Sühneverhandlung in allen Ehrenbeleidigungssachen ( §§ 54 

bin und mit 6o des Schlusstitels zur. Personen und Gesellschaftsrecht 

vom 2o. Jänner 1926 LGB1. Nr. 4 und § 497 des Strafgesetzbuches ) 

stattzil_fl.nclen. 

Dem 2. Absatz des § 8 werden folgende 2. Punkte beigefügt : 

6.) in allen jenen Fällen, in denen auf Grund des Einführungs-

 

Gesetzes zum Zollvertrag vom 13. Mai 1924, LGB1. 1924 Nr. 11 Art.96 

ff. sowie des Bundesgesetzes betreffend die Arbeit in den Fabriken 

vom le. Juni 1914 ( in Liechtenstein. auf Grund des Zollvertrages 

anwendbar ) das amtliche Einigungsamt oder die freiwillige Einigungc 

stelle ein Verfahren durchgeführt hat. 

7.) wenn nach den Vorschriften des IX. Abschnittes des Arbeiterschis z; 

gesetzes vom 29. November 1945, LGB1. 1946 Nr. 4, ein Verfahren vor 

dem Einigungsamte oder der vereinbarten Einigungsstelle durchgeführt 

ist. 
Art. 2 

§ 22, Absatz 1 hat zu lauten : 

" Handlungsfähige Parteien und Minderjährige in Rechtsstreitig - 

keiten, welche nur dasjenige zum Gegenstande haben, worüber sie 

gemäss § § 151, 246 & 247 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 

frei verfügen dürfen, müssen persönlich oder mit einem Rechtsbeistal. 

1,2.7 
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vor Vermittleramt erscheinen, für andere Parteien muss deren gesetzt. 

Vertreter ( mit oder ohne Rechtsbeistand ) erscheinen. Der Rechtsbei-

 

stand kann afl:lein in Vertretung einer Partei zur Vermittlungs-Verhdlg. 

erscheinen, wenn die Partei durch Krankheit oder durch längere Abwesen-

 

heit am Erscheinen verhindert ist, oder das 6o. Altersjahr erfüllt 

hat oder wenn sich die Gegenpartei aus einem dieser Gründe vertreten 

lässt. 

§ 12, Absatz 2 wird gestrichen. 

Art. 3 

14 Abs. 3 erhält folgenden Wortlaut : 

" dem Vermittler steht keine Rechtssprechung zu, auch nicht bezügl. 

der Kosten. Ausgenommen bleibt die 2useenverb2mg ( 17 ) 

Vorbehalten bleibt 5 3o " 

Abs. 5 hat zu lauten 

die vom Vermittler gefällten Bussene-Entscheide, welche auf Verlangen 

ausgefertigt und begründet werden sind dem Landgerichte zur Vollstre-

 

ckung Ad'zuteilen. 

Art. 4 

16 Abs. 2 hat zu lauten : 

" Wer den Vermittler um einen Vermittlungs- oder um einen Sühne-

 

versuch angeht, hat ihm zum Voraus eine Gebühr zu entrichten. Die 

Höhe der Gebühr wird durch die Regierung im Verordnungswege bestimmt." 

In Absatz 4 ist statt u zwanzig Kronen " zu setzen u zwanzig Franken." 

Art. 5 

§ 17 Abs. 1 hat zu lauten : 

" der Vermittler kann Ordnungsbussen bis zu 2o.-- Franken verhängen 

wegen ordnungswidrigem Denehmens oder wegen unentschuldigtem Ausblei-

 

bens einer Partei." 

§ 17 Abs. 3 hat zu lauten : 

" Eine Partei ist entschuldigt, wenn sie dem Vermittler binnen vier 

Tagen glaubhaft dartut, warum sie nicht zur Verhandlung erscheinen 
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3 
konnte ; in diesem Falle ist der allenfalls bereits gefällte Entscheid 

über Bussenverhängung: durch Vermerk im Geschäftsregister aufzuheben 

und dies der betre fand n Partei amtlich zu bestätigen . 

Ze-Abs. 4 des § 17 wird die Wartefrist von einer Stunde in eine 

Viertelstunde abgeändert. 

Abs. 5 des § 17 hat zu lauten : 

" die Bussen fliessen in den Armenfonds des Vermittleramts-Kreises. " 

Art. 6 

§ 2- erhält folgenden 3. Absatz : 

" Verlässt Partei oder verla.soen beide Parteien die Vermittlungs-

verhandlung vor Abschluss der Protokollierung, so hat sie der Vermit-

tler darauf aufmerkscm zu machen, dass diese dennoch vorgenomm n und 

e44-e das Recht gemäss § 29 verwirken. 
414,i eeteeledif‚v 9flitt, 

Art. 7 

29 erster Absatz erhält folgenden letzten Satz: 

Vorbehalten bleibt Art. 24 Abs. 3. " 

Art. 8 

31 erhält folgenden Wortlaut : 

" Eine Sühneverhandlung findet in allen in den § § 54 bis und mit 6o 

des Schlusstitels zum Personen- & Gesellschaftsrechts vom 2o.Jänner 

1926 LGB1. Nr. 4 und § 497 des Strafgesetzbuches 

( § 8 ). 

Art. 9 

34 erhält folgenden dritten Absatz : 

" für die Sühneleistung kann der Vermittler längstens eine Frist von 

14 Tagen zur Erfüllung ansetzen. 

Art. lo 

-42 Abs. 1, Funkt 1 erhält folgenden Zusatz : 

rr ausgenommen deh Fall der Einschränkung gemäss § 24, Abs. 3. " 

Dieses Gesetz wird als nicht dringlich erklärt und tritt mit dem Tags 

seiner Bekanntmachung in Kraft  

Vaduz, den  12-1 
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Vagofteintfilm todesefebblott 
Sabrgang 1949 9to. anegegeben am 

etipenbienorbnung 

210 Orunb bee 23efctfltiffee bee £anbeefclptIratee uoul 29. 
3111i 1949 unb bes Zeictluffes her Regierung uom 7. 1)eäetuber 
1949 gilt für hie 2tueridnung uott etnbiettitelkiffen tutb Wehr= 
lingeftipenbiett ab 1. Satttier 1950 nactgteljenbee Reglement: 

21rt. 1. 

'21tif 21ntrag ber Regierung bewilligt her £anbtag ben 
rebit für hie 211teridnung ber etipenbien. 

Ilber ffieluiitjrung von Stlimitbleu entleibet hie fiirftlicije 
Regierung nadj einholen von 93orfctfliigen beß 42anbeeldwIratee 
fiir Bcfniter unb ber 4;.>elfrlingebonintiffion für ~'ehrtinge. 

91rt. 2. 

etipenbien können an ljecktetifteiner im 3n,  unb 211161(10e, 
• an im 3nlatib niebergelaffene 21tteliinber nur in jenen 3iillen 
verabfolgt werben, in betten ber 91actnueie bee ffiegenreeee er,  
brackl ift. ein 21nrecbt auf Stipenbienbeäng beftebt nid)t. 

91rt. 3. 

etipenbien finb grultbfiiklid) nur an eebiirftige aueerleb, 
ten. es ijt bal)er jeher eingelfaIl än priifen. 

dabei finb hie 93ermögette,  unb einkommeneuerkiiltniffe, hie 
341 her im S)aueljalte lebenben 13erfonett (C5rilf3e her 3antilie), 
hie luetagen an £ebrgelb, Unterkunft, 93erpflegung etc., hie er,  
luerbetuilligheit ber 3antilientititglieber unb hie eeitrageleiftungen 

ritter äu berückfidnigen. 3iir Zebiirftige finb hie etipeitbien fo 
anofenen, bni3 fie eine wirbtlebe S)ifie bebeuten. 

'Art. 4. 

er eclUiler ober £ebrling bat fiel) bee, 
ertueif en. 

Hewilliguugs-
behörden. 

Henig-
berechtigte. 

Grundsätze 
für die 
Ausrichtung. 
u) ileditrftig-
keit. 

1.),) perdönlielte 
voraus-
meintngen. 
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Aeine etipenbien crbolten ffiejtititeller, bie in gingutig unb 
£eiittingstuille (3(eif3) eine minbete als bie Aweite 9tote auftun= 
iett, bereu 93erbaltett in= über atificriplb ber ed)ile ober Wehr= 
jtötte än berechtigten Aloge» 9.1)143 gibt. 

echtgienginge iinb ben Oeincben itets beiplegen, bei 
£ebtlingen aucb ein 3euguis bes 9Reifters über i2eiftting »ab 
gingtin( im eetriebe. 

2Irt. 5. 

t) Auufolgung. Stimbieligeiudie iittb am elftlinie /es Beijinges.  eitt,p. 
reid)en mal) llmfhtj3 bes £elgjobres. 

etipenbien iiir erbiner lied»eniteinneber Behunbou tilib 
'Yenliebtnen werben jeweils im gonnt 9touember nitsbepbit. hic 
eefucbe fittb an bie Weitung ber betreffenbett ectmle Au ricbten, 
bie fie an bie 9iegierung weiterleitet. 

Oeinclte tun entriditung ber ifyitibweritcritipenbien 
littgeitipenbiett)• fittb beim eekretariat her £elglitigeltouttniffion 
(9.(rbeitsamt) entweber im £aufe bes ')Jlonats 'Mori( ober Oktober 
einpreic)en. 

Tie ell.peilbingelber finb au hie eitern ober bereit etell, 
oertreter unb nid)t an bie ecbiiler Na). hie Wehdinge atteptiolgen. 

2trt. 6. 

erba(ten: 
a) 93eincher liecbteniteinner Sekunbar,  ittib 9iealicIntlen tinb 

bieten gteicbgeftellten edjulen im 9litslanbe, iotueit nicbt am 
Scbittorte wobnenb bis 50 graulten; 

b) 23eftteljer Don 93iittelfcbulett bis 3ti 100 granken (ausgu 
nommen etentat, 2/3o1)ien ant Orte, ()nittna1innt erjte Vier 
3alge); 

c) eeitititer WWnfeber S)ocbitinilen bis 311 500 graulten; 
b) eeitteber anberer .octifelntleit bis ätt 200 graulten; 
e) eeiticiter bes 13riefterieminare bis 311 200 graulten. 

2trt. 7. 
b> Lehrlinge. t.ts etipenbitim für Wehdinge ift iiber 13orieblog her Wehr= 

lingskommiffion Don 3all 3ti aII 311 beitimmen. 
Sein etipettbitint erbalten Vebrlinge im eigenen 93etrieb. 
eieinebnener, bie il)re Velge iiii 2lttslanbe abiottneren, füll) 

vor biefigen £ebrlingeit 3n uomugett, 13Ipten können hie Wehr, 

:)ie Stipendien. 
a) Sehtiler. 
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iingshoften, fofern fie bie 42ehrftelle bunt 93ertnittlung ober über 
. entueifung her hiefigen Cehrlingskommiffion (b3tu. bes erbelts= 
auttes aber her 9legicrung) annehmen, bei ilebürftigkeit unb 
nenn bie weiteren 9:3orausfettingen gegeben finb, bis 3n 80 0/0 
übernommen tuerbett. 

Dieter Sjödjitfaß finbet nur emvenbung bei erfaltung uott 
23ernien, f iir !vele ein Ofenniches gutereffe uorliegt. 

ert. 8. 

3iir hic etteridnung tunt atipenbien an hie 9.3efucher sau 
3achkurfen Hub eusbilbungshurfen gelten folgenbe enfätie als 
9/ortitallä3e: . 

eaugetuerbefchüler, 9./Murer .13olier , Sturfe tutb nie fiir 
bie ettebilbung im etlugewerbe bis 3u 1,'3 her Stuften; 
Schüler lanbtuirtfchaftlicher Schulen unb 93efiter taubwirt, 
jchaftlicker ende bis 311r 52alfte her urskoftett; 
fiir ben eefuck allgemeiner Unterrichtskurfe (attekattlturfe, 
21betiblturfe an ni), wenn babei kein 9trbeiteattsfall 
entfteht, bis 3u 1'3 ber st, viten; 
wie c) bei ensfall Don 93erbienft bis Sur .52alfte her Sture= 
katten jebock ohne enrechnung bes entgangenen eerbienftes; 
9Reifterkurfe als 93orbereitung ber eblegung her 9Jicifter, 
prüfung bei Zerpflidnung, fick brr 13riifinig 311 intter3iehen, 
bis 311 60°,0; 
3achkurfe für Lehrlinge außer her Oewerbeichttle bis 3u 1 3, 
wenn vom 42.ehrtneifter hie S)alfte her Sturekoften übernommen 
wirb, kann bas 'atipenbium bis auf bie S)iilfte erhain werben. 

a) 

b) 

c) 

b) 

c) 

c) Fachkurse 
und Aus-
bildungskurze. 

2lrt. 9. 

hic in 'ertikeln 6 uni) 8 getuntuten enfake gelten als Dior= Vorbehalt. 

mulanfälie unter 23erüclifidniginig her in hen sertiheln 3, 4 Inth 
5 auf geftellten Orunbläße für bie 2tusricktung. 

Steine etipenbien finb 3tt gewahren, bei £ehroerinittniffe, bie 
,Don her S.2ehrlingshoutiniffiou nidn gebilligt finb. ebettlo finb 
Reitle 93eihilfen -31t gewähren bei •jefitckett von achttlen ober 
Si urf en hie voni öffentlicken 3ittereffe aus eis unerwünfcht 31t 
`,)f.trocbtell finb (überfüllte 93ernfe, nickt anerkannte ec )nlen ober 
A:11de, 1.-.'elunteifter, hie keine 93erecktigung 3unt 5-)alten von £ehr, 

befitien). Int 3tue.ifelsfalk. 'hoben £ekrlingskonintiffion 
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ober Cattbeei-clutlrat 5rtfututnen mit her 9iefliening horiiber An 
enleiben. 

Lin geetudifteller kann fici) auf bie euerkennung nur bann 
berufen, wenn ber £elgoertrog bunt) hie 2ekrling5konuniffion 
genetpuigt, hie Seile ober her Sfitre hurd) hen £onbeeiripilrat 
gebilligt finb. 

21rt. 10. 

Zung
e
n.
. ti 

unten.
- 

irje Stipenbienorbming tritt auf 1. 'liniier 1950 in Strait. 
21lit beul 3nkrofttreten ift bne 9iegfeinent mim 31. Oktober 1946 
aufgehoben. 
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